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61. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 22. Mai. 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg, Miniſterial⸗Director 
Mac Lean, Generalſteuerdirector Burghart, Geh. Rätde Hoffmann, Rhode, 
Rüdorff, Dahrenſtädt u. A. 1 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs, betreffend den Austritt aus den jüdiſchen Synagogen» 


gemeinden. 

Abg. Warburg: Ich möchte zunächſt den Wunſch ausſprechen, daß 
das Haus die Vorlage nicht an eine Commiſſion verweiſe, weil ſonſt zu be 
fürchten ftebt, daß das Geſetz in dieſer Seſſion überhaupt nicht zu Stande kommt. 
Es iſt ausiviefem Grunde auchlbereits einefireie Commiffion zuſammengetreten, 
die den Entwurf beratben und eine Reihe von Abänderungsanträgen for⸗ 
mulirt hat. Dieſe Vorlage iſt ſchon por drei Jahren in Angriff genommen, 
und zwar wurde damals vom Miniſter der geiſtlichen Augelegenbeiten ein 
größeres Judengeſetz verſprochen, welches alle einſchlagenden Fragen bebandeln 
ſolle. Ich mache nun dem Cultusminiſter nicht einen Vorwurf, daß dies 
große Geſetz uns jetzt nicht vorgelegt wird, weil ich die bedeutenden Schwie⸗ 
rigkeiten nicht verkenne, aber es ſind ja bei Ausarbeitung der Vorlage noch 
wei andere Miniſterſen betbeiligt geweſen, und wenn ich berückſichtige, daß 
N Miniſterien zu dem vorliegenden kleinen Geſetzentwurf 3 Jahre gebraucht 
haben, ſo trage ich gerechtes Bedenken, ob das große Judengeſetz überhaupt 
zu Stande kommen wird. Als man ſich ſeiner Zeit über das Fortbeſtehen 
oder Niederreißen der Gerichtslaube ſtritt, führte man für das erſtere an, 
daß man fie als hiſtoriſche Merkwürdigkeit conſerviren müſſe, bis denn ſchließ⸗ 
lich doch der gute Geſchmack ſiegte. In ähnlicher Lage ſcheint ſich das alte 
Judengeſez vom Jahre 1847 zu befinden, und ich will nicht hoffen, daß man 
wegen der biſtoriſchen Curiofität daſſelbe zu conſerpiren gedenkt. Das vor⸗ 
liegende kleine Geſetz nehme ich mit dem größten Dank an, weil es einem 
wirklichen Bedürfniß Abhilfe ſchafft. > 

Es liegt nun von verſchiedenen Seiten die Befürchtung vor, daß biermit 
ein Eineriff in die Gemeindefreibeiten geſchehe, aber dieſe Beſorgniſſe kann 
ich durchaus nicht anerkennen. Die jüdiſche Gemeinde hat ſich ja weſentlich 
auf drei Gebieten zu bethätigen, auf dem des Cultus, der Wohlthätigkeiis⸗ 
pflege und der Schule. Was die beiden erſten Punkte anbetrifft, ſo werden 
dieſelben durchaus nicht tangirt, in Bezug auf den dritten kann ich nur 
wünſchen, daß die jüdiſchen Gemeindeſchulen gänzlich abgeſchafft würden, 
weil durch derartige confeſſionelle Schulen der religiöje Haß und Hader nur 
befördert wird. Ich bitte Sie deshalb, dem Geſetze Ihre Zuſtimmung zu 
ertheilen; Sie erfüllen damit einen Act der Gerechtigkeit und erreichen mit 
demſelben eine weitere Etappe auf dem Wege der Gewiſſensfreiheit. (Beifall) 

Abg. v. Sybel: Ich würde es nicht verſucht haben, den früher vom 
Hauſe beſchloſſenen Reſolutionen, die ſich für eine Erwägung im Sinne der 
heutigen Vorlage ausſprachen, entgegenzutreten, wenn nicht das Haus mit 
der Ablehnung des Klotz⸗Virchow'ſchen Antrages bei der Synodalordnung 
ein entgegengeſetztes Prineſp befolgt hätte und weil ich es nicht für billig 
halte, den jüdiichen Diſſientern etwas zu bewilligen, was den chriſtlichen 
verſagt worden iſt, nämlich die f des Parochialzwanges bei Fort: 
beſtehen des Bekenntnißſtandes. un iſt geſagt worden, ein Unterſchied 
zwiſchen beiden Confeſſionen beſtehe inſofern, als der Chriſt, wenn er aus 
ſeiner Religionsgemeinſchaft austritt, Chriſt bleibt, während der austretende 
Jude gleichſam den jüdiſchen Glauben abſchwört. Diele Auffaſſung iſt nach 
meiner Meinung ganz irrig. Der Jude, der ſeinen Austritt aus der jüdi⸗ 
ſchen Religionsgemeinſchaft erklärt, braucht damit keineswegs feinen jüdiſchrn 
Glauben zu verleugnen; ker erlärt nur, daß in dieſer Gemeinſchaft der 
nach ſeiner Meinung rechte jüdiſche Glaube nicht mehr ſei, daß 
er ibn mit ſich herausnähme und nach wie vor Jude im vollſteu Sinne des 
Wortes bleibe. Er ſtebt bier alſo ganz jo wie der Chriſt. Ich habe ferner 
den Einwand gebört, dieſe Religionsgemeinſchaft der Judenbeit könne nicht 
paralleliſirt werden mit der chriſtlichen Kirche in Bezug auf den Austritt, 
weil die jüdiſche Neligionsgemeinſchaft überhaupt gar keine Charakterzüge 
einer Kirche an ſich trage, weil ſie keine Dogmatit babe, weil ſie außer den 
Gemeindeformationen keine höheren kuchlichen Organiſationen habe. 

Wenn der Abg. v. Gerlach das Argument der Dogmatik vorbrächte, fo 
würde es mich nicht wundern, wenn das aber von liberalen Politikern ge⸗ 
ſchiebt, fo frappirt mich das in der That. Der Liberalismus ſiebt doch weit 
mehr auf die praktiſche Bethätigung, als die Untformität des Dogmas, und 
ich ſollte doch deuten, daß das Judenthum durch die Zähigkeit feines reli⸗ 
giöſen Daſeins recht eigentlich einen ſchlagenden Beweis dafür liefert, daß 
eine lebensfähige Kirche eine ſpecialiſirte dogmatiſche Uniformität nicht nötbig 
babe. Was den Mangel an höberen kirchlichen Organiſationen anbetrifft, 
jo würde, wenn der Spnodalordnung das Schickſal zu Theil geworden ware, 
was ihr die Abgg. Virchow und Hänel zu bereiten ſuchten, die Streichung 
des summus episcopus, des landesherrlichen Kirchenregiments, der höheren 
Synoden ꝛc., die evangeliihe Kirche keinen anderen äußerlichen Zuſtand ge: 
babt baben, als ihn jetzt die jüdiſche Religionsgemeinſchaft bietet. Wenn 
Gewiſſenszwang vorlage, fo würde ich mich ebenfalls für dieſes Geſetz inter⸗ 
eſſiren, aber es iſt mir bis jetzt ſchlechterdings unmöglich geweſen, irgend 
ein Atom von Gewiſſenszwang in dem bisberigen Buftande, wie er in allen 
Erörterungen und Petitionen geſchildert wird, zu entdecken. Ich finde hier 
keinen Gewiſſenszwang, ſondern lediglich Finanzzwang; es handelt ſich um 
rein formale Dinge, um gewiſſe Differenzen über die Form des Cultus, um 
die Frage, ob gewiſſe Gebete in hebräiſcher oder deutſcher Sprache gebetet 
werden jollen, ob die Geſänge mit oder ohne Orgelbegleitung ftattfinden 
follen, ob gewiſſe Gebete um Rückkehr nach Jeruſalem fortdauern ſollen oder 
nicht. In allen dieſen Punkten hat der gebildetere Theil unſerer jüdiſchen 
Landesgenoſſen auf moderne Umgeſtaltung ohne irgend welches Verlaſſen der 
alten Grundlage bingewirkt, und die alte gläubige Partei, welche ertlärt, 
daß dies ihr ein bſcheu ſei, hat an verſchiedenen Orten einen Cultus nach 
eigener Weiſe eingeführt. Da nun Niemand ger iſt, einen mißfäl⸗ 

gen Gottesdienſt mitzumachen, fo können ſich Beſchwerden nur gegen das 
sortbeftehen der Steuer, aber nicht gegen einen angeblichen Gewiſſenszwang 
zn en, und wer wegen dieſer finanziellen Frage austritt, den kann ich nur 
ſpiel fan Mann bedauern, der zu wenig Gemeinſinn hät, und als ein Bei: 

Wir atiicher Rechthaberei, wie fie aller Orten vorkommt. 
und Niemewilligen im Etat jahrlich eine gewiſſe Summe für Cultuszwecke 
Verlehnn ke wird in der dadurch eintretenden Erhöhung der Steuern eine 
Fall zur % er Religionsfreiheit ſehen. Ich könnte mich alfo nur in einem 
Ja Die Buabme der Vorlage erklären wenn es klar geftellt wäre, daß 
durch 8 fan ung der Wünſche der Diſſidenten im Uebrigen keine nad: 
heiligen Jolgen für das Gemeinweſen einträten. Es iſt aber von vielen 
Seiten ewieſen worden, daß die Vermögens⸗ und Creditverhält⸗ 
niſſe der aan inrochien durch das Princip dieſes Geſetzes einer ſchweren 
Baabe well nd, Ein Austritt aus der Kirche iſt gewöhnlich kein 
leichter Schritt, fühle der zarteſten Rückſicht hierbei in Betracht kom: 


men, aber dad Verlaſſen der Parochie kann durch die geringſten Rückſichten] G 


geſchäftlicher Natur berbeigeſuhrt werden. Nun ſteht es nach ſtatiſtiſchen An 
ann geh, Nader de N 4 oder % der Gemeindeeinnahmen zu Cultus⸗ 
ae de Helle unde die Gemeindeſchulden, für Unterhaltung 
der Schulen, e WWodlibetigkeitsanſtalten u. ſ. w. verwendet 
2 — Baan des Cultus austreten ‚abweichenber Meinung über die Außer: 
dre Viertel der nicht für den Cultus De le ae 17 
ſchütteln kann, jo iſ dies ein Verdalten, welches wir 28 geſetzgeberiſche 
Thätigkeit zu ermutbigen nicht in der Lage ſind. Der doppelte Beitrag zu 
en Gultuätoiten der durch die Sugebörigkeit zu zwei Parochien entſtehen 

würde, kann der einzige Punkt zur Beſchwerde bilden, und dieſen will ich 
bejeitigen; aber damit fällt denn auch das Motiv für die Aufhebung des 
Parochialzwanges fort. Denjelben Gedanken ſpricht der Rabbiner Bpilippion 
in feiner Petition und derſhier I Nied der g wer in einem intereſſan⸗ 
früheres Mi ben er un gene packe, Dr. Koſch, 

ur en wd u e Sie a 
dieſe fo ſchwer wiegende Frage auf das Gründ⸗ 


SE 
im e mi 
ſprochen. Ich wünſche, daß 


Se werde, und beantrage daher die Ueberweiſung an die Juſtiz⸗ 
commiſſion. 

Abg. Dr. Lasker: Wenn der Vorredner am Anfang ſeiner Rede ſagt, 
daß er nicht verſucht hätte, gegen die beiden früher gefaßten Reſolutionen 
zu ſprechen, wenn nicht ein gegentbeiliger Beſchluß des Hauſes bei der 
Synodalordnung vorläge, ſo lann ich dies Gegentheil nicht anerkennen, denn 
weder bei der Synodalordnung noch bei dieſem Geſetz erkennen Sie den 
Diſſenteis einen Antheil am Kirchenvermögen zu. Nun ſagt der Vorredner, 
der Antbeil beſtehe bier allerdings nicht poſitiv durch Participirung am 
Kirchenvermögen, ſondern nur negativ darch die Verneinung der Pflicht zur 
Beitragszahlung; aber zwiſchen dieſen beiden Fällen iſt doch ein enormer 
Unterſchied, der ſich nicht einmal dialectiſch verwiſchen laßt. Wenn er da ⸗ 
gegen behauptet, daß ein Jude aus der Religionsgemeinſchaft austreten und 
doch Jude bleiben könne, ſo würde, wenn er im Stande wäre, dies in eine 
Geſetzesformel zu bringen, das vorliegende Geſetz völlig überfläſſig fein, da 
aber die Richter über dieſen Punkt anderer Meinung ſind, ſo mußte dies 
Geſetz ergänzend eintreten. Der Abg. v. Sybel hat es nun verſucht, auf 
eine theologiſche Durchdringung des Judenthums einzugehen und hat erklärt, 
daß ſich innerhalb deſſelben keine Confeſſionen bilden könnten und alles, 
worum ſich die Leute stritten, ſeien untergeordnete Punkte, fo möchte ich ihn 
darauf hinweiſen, daß dergleichen Unterſuchungen eine politiſche Körperſchaft 
gar nichts angeben, dieſelbe hat ſich nur um die äußere Verwaltung zu 
kümmern, aber darf nicht in die inneren Einrichtungen eingreifen; an dieſer 
Grenze muß ſie Halt machen. Wenn ich mich vermeſſen wollte, bier über 
die chriſtliche Religion Betrachtungen anzuſtellen, ſo würden Sie mir ent⸗ 
weder ſagen, ich beritände nichts bon der Sache, oder aber ich gehe in ein 
Gebiet über, welches zu erörtern das Haus nicht berufen ſei. N v. Eybel 
dagegen erklärt alle Differenzen für finanzielle und die religiöſen Bedenken 
für völlig untergeordnet, um eine Trennung. herbeizuführen, während er 
doch als Hiſtoriker wiſſen müßte, um welcher geringen Differenzen willen 
in der chriſtlichen Kirche Trennungen ſtattgefunden haben, wie zum Beiſpiel 
in England, ob der Geiſtliche einen gewiſſen geſtickten Mantel tragen ſoll ꝛc., 
fades dab ſolche geringfügigen Kleinigkeiten geradezu zu Bürgerktiegen ge 
ührt haben. 

Nun ſagt Abgeordneter v. Sybel, es handle ſich hier nicht um einen Ge⸗ 
wiſſenszwang, da ja Jeder vom Gottes dienſt wegbleiben könne und nur fein 
Geld zu bezahlen brauche. Aber haben Sie nicht bei den Proteſtanten den 
Taufzwang aufgeboben, dürfen Sie nicht aus der proteſtantiſchen Kirche aus⸗ 
treten, können in derſelben Parochie wohnen bleiben und brauchen keiner 
anderen Confeſſion beizutreten; weshalb wollen Sie das nicht den Juden 
geſtatten? Ich halte allerdings Geld⸗ und Gewiſſensangelegenheiten für zwei 
völlig getrennte und nicht zu bereinigende Gegenſtände; aber das Geſetz ver⸗ 
langt doch nicht die Erklärung, daß der Austretende aus Gewiſſensrückſichten 
die Zahlung nicht leiſten könne, ſondern daß er die religidſe Gemeinſchaft 
mit der übrigen Gemeinde nicht wolle und deshalb von den Zahlungen ent⸗ 
bunden zu ſein wünſcht. Das iſt eine einfache Folge jener Erklärung. Sie 
können doch nicht von Staatswegen beſtimmen, daß Jemand, der confeſſionell 
mit anderen Perſonen keine Gemeinſchaft haben will, die erbabenen Lehren 
jener Religion aber anerkennt, executipiſch gezwungen wird, mit jenen Per: 
ſonen zuſammen zu bleiben. Die Entſcheidung liegt hier in der Frage, ob 
der Staat einen ſolchen Zwang ausüben kann, wenn er leugnet, daß ein 
Grund vorhanden ſei, aus religiöſen Bedenken auseinander zu geben. Ken⸗ 
nen Sie genügend das Weſen des Judenthums, um die Möglichkeit einer 
confeſſionellen Entwickelung innerhalb deſſelben in Abrede zu Reiten, dann 
lehnen Sie den Geſetzentwurf ab und machen Sie ein untergeordnetes Geld⸗ 
arrangement nach dem Antrage Sybel. Erkennen Sie aber eine ſolche Mög: 
lichkeit an, dann müſſen Sie aus Conſequenz Ihrer früheren Reſolution 
dazu kommen, das Geſetz im Großen und Ganzen anzunehmen. Ich ſtimme 
auch dem Geſetzentwurf bei Aae ſeiner vorſichtigen Faſſung, welche den 
Eigennutz als Urſache des Austritts entfernt und die Gewiſſensbebenken in 
den Brit ſtellt. Ideell iſt das erreicht durch die vorgeſchriebene Aus⸗ 
trittsformel, daß die belreffende Perſon aus Gewiſſensbedenken austrete. 
Man hat eine ſolche Erklärung für unweſentlich gehalten, an ihrer Stelle. 
eine eidesſtattliche Verſicherung gefordert. 

Wir lönnen eine ſolche Eidesleiſtung über Gewiſſensfragen von Staats⸗ 
wegen niemals fordern. Aber eine ſolche Erklärung iſt auch nicht wirlungs⸗ 
los. Was hält denn die Perſonen, welche ſich beſchwert fühlen, ab, fetzt 
ſchon auch obne das Privilegium des Abg. v. Sybel, auszutreten? Lediglich 
weil fie die Erklärung nicht abgeben wollen, daß ſie aus dem Judenthum 
austreten wollen, lediglich der Zwang, der durch dieſes ideale Widerſtreben 
auf fie ausgelbt wird. Bei anständigen Juden wird die jetzt geforderte Er⸗ 
klärung ebenfalls nicht leichtfertig gegeben werden. Aber auch für Perſonen, 
welche ihre Worte minder genau wägen und an welchen den Gemeinden 
viel liegt, iſt eine beſtimmte Grenze gezeichnet, die fie ohne Noth nicht wer⸗ 
den überſchreiten wollen, denn der Geſetzentwurf hat auch ſehr praktiſche 
Hilfsmittel, um einem leichtfertigen Austritt vorzubeugen; unter dieſe zählt 
ſchon die fernere Beitragspflicht auf eine beſtimmte Zeit, deren Dauer ich 
für unweſentlich halte. Der Abg. v. Sybel hat heute nach ſtatiſtiſchen Mit⸗ 
theilungen, deren Richtigkeit ich nicht kenne, ausgeführt, daß ein Viertel aller 
Ausgaben nur für Cultuszwecke verwendet würde, drei Viertel aber für an⸗ 
dere Verpflichtungen. Dann ſind ja die austretenden Perſonen verpflichtet, 
während der ganzen durch das Geſetz beſtimmten Zeit drei Viertel ihres 
Beitrages zu entrichten und ſind nur zu einem Viertel entlaſtet. Dieſe Ent⸗ 
laſtung hat auch der Abg. v. Sybel für gerechtfertigt erklärt, ſie iſt aber 
doch nicht geeignet, die geforderte Erklärung ohne Noth herbeizuführen. Je 

rößer die Zahl der ſonſtigen Verpflichtungen bleibt, um ſo mehr verringert 
ich die Gefahr, daß Eigennutz bei dem Austritt im Spiele ſein werde. 
Alsdann iſt eine Klaufel aufgenommen worden, welche den Einzelnen ſelbſt 
bei vorhandenen moraliſchen Bedenken verhindert wird, ohne Noth auszu⸗ 
treten. Es iſt dies die Entziebung des Rechts an den Begräbnißplätzen 
ferner Theil zu nehmen. Auf beiden Seiten iſt man der Ueberzeugung, daß dieſe 
Klauſel das Geſetz beinahe wirkungslos machen wird. Die Geſinnungs⸗ 
genoſſen des Abg. v. Sybel find darob beruhigt, während die Gegenpartei 
ihrer Beunruhigung in maſſenhaften Petitionen Ausdruck geben. 

Es ſei, ſagt man in denſelben, der Wunſch, auf der Stätte ſeiner Väter 
nach jüdiſcher Sitte begraben zu werden, ſo mächtig, daß, wenn des Recht 
entzogen und chikanös oder nur ſtreng juriſtiſch von den jüdiſchen Gemein: 
den gehandhabt werde, dies Viele vom Austritt zurückhalten würde. Gegen 
die Wegſchaffung dieſer Klauſel habe ich drei Gründe. Der erſte beſteht 
darin, daß ich überhaupt den Austritt zu einer ernſten Sache machen will 
und die loyalen Hinderniſſe nicht vermindern, ſondern beſtehen laſſen möchte, 
um eben die Probe herbeizuführen, ob wirklich überwiegender Gewiſſens⸗ 
zwang beraustreibt. Zweitens kann ich keinen Rechtstitel finden, weshalb 
die religiöſen Gemeinden ſolchen, die ihnen nicht mehr angebörig find, das 
Mitbenutzungsrecht an den Begräbnißplätzen ſichern müſſen. Mögen die 
Ausgetretenen an den Staat oder an die politiſche Gemeinde ſich wenden, 
die aus polizeilichen Gründen Abhilfe ſchaffen müſſen. Es giebt weder einen 
juriſtiſchen noch einen Billigkeitsgrund, aus welchem man ven religiöfen 
emeinden dieſe Laſt auflegen könnte. Wenn nun die Perſonen, die ſich 
vom Austritt durch die Nichtbenutzung des Begräbnißplatzes abgehalten 
finden, bei einer Erwägung der Religionsbedenken zu dem Schlußreſultat 
kommen, lieber alle Bedenken zu tragen, als auf das Mitbenutzungsrecht an 
den Begräbnißplätzen zu verzichten, dann mögen fie die Gemeinſchaft auf⸗ 
recht erhalten. In 7 —— Städten, wo zablreiche Diſſidenten vorhanden 
ſind, wird dies zur Bildung einer beſonden Gemeinde mit beſonderem Kirch⸗ 
of führen, in kleinen Städten aber wird dieſe mächtige Waffe einen frivolen 
Austritt des Einzelnen verhindern können. Ich kann bezeugen, daß ſämmt⸗ 
liche Mitglieder aus * Gemeinden, die ſich an mich gewandt baben, 
verſicherten, daß dies Geſetz mehr reinigend als auflöſend wirken werde. Sie 
werden mir zugehen, daß ich niemals einem Geſetz zuſtimmen würde, welches 
in der That den Beſtand der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft gefährden könnte. 
Sie wiſſen, daß ich nicht allein äußerlich dieſer Gemeinſchaſt angehöre, ſon · 
dern in ihrem Kern den idealſten Ausdruck finde, der nach dem Zeugniß 
aller Geſchichte zum erſten Mal der Menſchheit in Form eines religiöſen Be⸗ 
kenntniſſes verkündet worden iſt. a 

Ich glaube, daß der weſenlliche Inhalt des Jundenthums in dem Ber 


kenntniß zu dem einigen Gott liegt, und daß die Macht dieſer lebendigen 
Ueberzeugung der Gemeinſchaft, die zuerſt in der Wellgeſchichte mit dieſer 
erhabenen religiöſen Idee eingetreten iſt, fo lange Dauer geben wird, als 
überhaupt Religionsgemeinſchaften eriftiren. Zu dieſem Ausſpruch berechtigt 
mich eine vieltauſendjähtige Geſchichte, des unter den wider wär tigſten Ver⸗ 
bältnifjen leidenden Judenthums. Wer zwingt Sie, gegen die Zuverſicht, 
daß das Judenthum aus feiner inneren Idee beſtehen werde, Mißtrauen zu 
baben und ihm zu feinem Schutze den Executor zu geben? Der Abg. Hirſch 
wird für Dan, ig bezeugen, daß das Geſetz von 1847 dort gar keine An⸗ 
wendung findet, daß die Gemeinde ſich aus freien Stücken gebildet hat und 
ſehr feſt zuſammenbält. Auch in ganz Amerika eriftirt kein Zwang für die 
Bildung der jüdiſchen Gemeinden und nirgends iſt der feſte Zuſammenhang 
derſelben größer als dort. Welche Entſcheidung Sie aber auch dieſem 
Geſetze geben mögen, ich bin äußerſt erfreut und dankbar für die Sympathien, 
in denen Unterſtützer und Gegner dieſes Geſetzes für die Intereſſen des 
Judenthums ſich vereinigen. Es iſt dies beſonders erfreulich in der heutigen 
Zeit, in der die ungereimteften Angriffe gegen die Juden von allen Seiten 
geſchleudert werden. Dieſem gegenüber ſehe ich in der lebendigen Theilnahme 
des Hauſes ein Zeugniß, welches die Juden gewiß mit Dank annehmen 
werden. Aber ich bitte Sie, die Reihe nicht umzukehren. Bei den Katdo⸗ 
liken geſtatten Sie, daß ein Theil aus Gewiſſensbedenken ſich abſondere und 
einen Theil des Vermögens an ſich nehme; bei den Proteſtanſen geftatten 
Sie, daß ein Theil ſich abſondere, aber nicht das Vermögen an ſich nehme. 
Und nun fleigern Sie es bei den Juden dahin, daß ſie ſich auch nicht ab⸗ 
ſondern dürfen; ich kann von der Mehrheit des Hauſes nicht annehmen, daß 
Sie aus großer Liebe zum Judenthum Privilegien einführen wollen, die für 
Ibr eigenes Bekenntniß verſagt find. Vielleicht glauben Sie, bei dem Juden⸗ 
thum bringe das gleiche Recht größere Gefahr. 

. ch bekenne, das Judentdum verdient geſchützt zu werden, denn es bildet 
in gleichem Maße, wie die übrigen Belenntniffe, gute Staatsbürger heran 
und iſt in Wahrbeit frei von jenen Curioſitäten, welche Judenfeinde aus 
kaſuiſtiſchen Schriften zuſammenſuchen, und die man auch aus den kaſuiſti⸗ 
ſchen Lebren anderer Confeſſionen ſammeln könnte. Gleichwohl bedarf das 
Judenthum eines beſonderen Schutzes nicht, denn feine Kraft iſt nicht ge⸗ 
ringer, als die anderer Bekenntniſſe, und wird, da ſie ſich durch Jahrtauſende 
bewährt hat, auch ſicher beſtehen, ohne das verhaßte Privilegium eines 
Zwanges, der, lediglich um Geldzuſchüſſe zu erhalten, Streit über die in⸗ 
timften Gewiſſensfragen und Unreinheit der Geſinnung an die Stelle ſetzt, 
wo nur Reinheit der Geſinnung walten ſollte. Uebrigens wird der praktiſche 
Erfolg nicht das Auseinanderlaufen ſein. Die Mennoniten, bei denen Alles 
auf Freiwilligkeit beruht, laufen auch nicht auseinander; im Gegentheil, fie 
halten ohne ſtaatlichen Zwang feſter zuſammen. Oder bätten Sie gehört, 
daß die Juden gleichgiltig find gegen ihre Religion? Vielleicht keine Reli⸗ 
gion hat ſo viel Märtyrer gehabt, als gerade ſie. Meinen Sie in der That, 
dieſe paar Thaler, die ihnen der Abg. v. Sybel retten will, werden für die 
Gemeinden ein mächtiges Band ſein? Ich balte dieſe Vertheidigung für 
wohlwollend und dankenswerth, aber nicht für gerecht. Was die geſchäftliche 
Behandlung der Vorlage anlangt, ſo würde ich gern für die Verweiſung an 
eine Commiſſion ſtimmen, wenn nicht zu fürchten ſtände, daß dies gleichbe⸗ 
deutend wäre mit einer Ablehnung der Vorlage für dieſe Seſſion, da über⸗ 
dies auch der Hauptpunkt des Geſetzes genügend klargelegt worden, ſo bitte 
ich Sie, das Geſetz ohne commiſſariſche Vorberathung ſofort im Plenum zu 
berathen (Beifall). 3 

Die Debatte wird hiermit geſchloſſen. 

Abg. v. Sybel verwahrt ſich in perſönlicher Bemerkung gegen die Auf⸗ 
faſſung und Folgerungen, welche der Abg. Lasker aus Mißverſtändniß aus 
ſeiner Rede gezogen. . 

Abg. Windthorſt (Meppen) beantragt, die Vorlage an die um 7 Mit⸗ 
glieder verſtärkte Juſtizcommiſſion zu verweiſen. 

Abg. Löwenſtein ſchlägt vor, den Geſetzentwurf auch in zweiter Leſung 
im Plenum zu berathen, jedoch bis zu dem Bericht über die bezüglichen Pe⸗ 
titionen von der Tagesordnung abzuſetzen. 

Das Haus tritt dem letzteren Antrag bei. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Be⸗ 
ſteuerung des Gewerbebetriebes im Umberzieben. 

Bei § 1, welcher die der eben genannten Beſteuerung unterliegenden 
Gegenſtände bezeichnet, bringt Abg. Berger zur Sprache, daß in Dortmund 
Dienfiboten von Landwirthen, welche täglich den Conſumenten die Milch zus 
führen, wiederholt in Strafe A und die Dienſtherrſchaften zur Löſung 
von Gewerbeſcheinen für dieſe Dienſtboten genötbigt worden ſind, weil ein 
Gewerbebetrieb im Umherziehen vorliege. Redner wünſcht von der Regierung 
die Beſtätigung, daß dieſe Auffaſſung eine falſche ſei. 

Generalſteuerdirector Burkhart eribeilt dieſe Beſtätigung, indem er erklärt, 
daß Milch zu den von der Beſteuerung ausgenommenen ſelbſtgewonnenen 
Erzeugniſſen der Land: und Forſtwirthſchaft geböre. 

Bei $ 9, der die Höhe der Hauſirſteuern feſtſetzt, ſpricht Abg. Köhler 
(Göttingen) die Hoffnung aus, daß den Beſchwerden, die aus allen Theilen 
des Landes über die ſogenannten Wanderlager und Wanderauctionen laut 
geworden find, wirkſame Abhilfe geſchafft werde — ein Gegenſtand, der auch 
den deutſchen Reichstag bereits in vorjähriger Seſſion auf Grund zahlreicher 
Petitionen beſchäftigt habe. Durch dieſe Art des Hauſirhandels werden das 
ſtebende Gewerbe und der reguläre Geſchäftsbetrieb geſchädigt, unreelle 
Waaren im Lande vertrieben und das Publikum vielfach getäuſcht und über 
vortheilt, es müſſe daher als ein Bedürfniß angeſehen werden, dieſem Miß⸗ 
brauch mit geeigneten Mitteln entgegenzutreten. Vor Allem empfiehlt Redner 
eine ftrenge Handhabung der darüber beſtehenden Vorſchriften. 

Die übrigen Paragraphen des Geſetzes werden ohne Discuffion ange» 
nommen. 

Es folgt die zweite Beratbung des Geſetzentwurfs, betreffend die Um⸗ 
zugskoſten der Staatsbeamten. 

Zu § 1, der die zu gewährenden Sätze nach den verſchiedenen Rang⸗ 
klaſſen feſiſetzt, beantragt der Abg. Löwenſtein den Unterſchied zwiſchen 
Beamten vierter und fünfter Rangklaſſe aufzuheben, alſo beiden 500 Mark 
für allgemeine Koſten und 10 M. auf Transportkoſten für je 10 Kilometer 
zu gewähren. Der Antragſteller beſtreitet die Richtigkeit der von der Com⸗ 
miſſion für die Beibehaltung des Unterſchiedes geltend gemachten Parallele 
zwiſchen den preußiſchen Beamten fünfter Klaſſe und den Reichsbeamten der 
unteren Reichsbebörden. Die aus der Verordnung von 1817, die von einem 
gemütdlichen mitteralterlichen Geiſt durchweht ſei, beibehaltenen Unterſchiede 
der 8 mögen ja bei den wichtigen Fragen des Vortritts in gewiſſen 
Cirkeln, bei Trinkſprüchen bei feſtlichen Gelegenheiten u. ſ. w. in alle Ewig⸗ 
keit beſtehen (Heiterkeit), hier komme es nur darauf an, ob ſich die beiden 
Beamtenklaſſen nach ihren ſocialen Verhältniſſen, dem Aufwande für den 
Umzug ꝛc. unterſcheiden, und das müſſe derneint werden. Daß ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den Umzugskoſten eines verheiratheten Regierungsaſſeſſors und 
Regierungsratbes beſtede, könne nur Jemand behaupten, der in den Vor⸗ 
urtheilen der Verordnung von 1817 bis über die Ohren ſtecke. Auch in den 
Geſetzen über die Wohnungsgeldzuſchüſſe, die Diäten und Reiſegelder der 
Beamten ſei ein folder Unterſchied nicht gemacht. 

Geheime Rath Rüdor ff tritt dem Antrage des Vorredners entgegen, 
der gegen die Ina e Entihädigung eine ganz außergewöhnliche Erhöhung 
für die Beamten ünfter Klaſſe, nämlich von 110 Procent, enthalte und die 
Conformitat mit den für das Reich geltenden Beſtimmungen auftebe. Der⸗ 
artige Dinge ließen ſich nicht nach metaphyſiſchen Grundſätzen ordnen, ſon⸗ 
dern es müßten dabei Geſchichte und Tradition berückſichtigt werden. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) findet in der in dem Antrag Löwenſtein 
enthaltenen ee Erhöhung der Beamten fünfter Klaſſe nur 
eine 5 dafür, daß dieſelden bis jetzt gar zu ſchlecht behandelt wor⸗ 
den ſind. 

Abg. v. Benda macht darauf aufmerkſam, daß durch Annahme des Uns 
Antrags Löwenſtein eine allzu BE Kluft zwiſchen den Beamten 5. Klaſſe 
mit 500 Mark und den keiner Kaſſe angebörenden, ſo weit ſie geſetzlich zu 
einem Tagegelderſatze von NM. berechtigt find, mit 240i Mk. entſtehen würde 
und daß die meiſtens in einem vorgerückten Alter ſtehenden Beamten Ater 
Klaſſe auch eine größere Familie beſitzen und deshalb einer höheren Ente 
ſchädigung bedürftig ſeien. 
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nlareehtliche Gebiet zu nehmen; darauf wird der Antrag Wendorff abgelehnt. und der Geſetzentwurf im Ganzen genehmigt. 
§ 5 der 


ſernung zwiſchen dem Wobnorte des Wartegeldempfängers und dem neuen milderen Wege als dem nach Canoſſa ausgeglichen worden ift. Ich lebe 
Amtsſitze deſſelden zu Grunde zu legen iſt.“ l h i der Hoffnung, daß dies auch bei uns möglich in, wenn der gute Wille dazu 
In § 11 will die Vorlage die beſonderen für einzelne Dienſtzweige be: vorhanden üt oder fi einſtellt. In dieſem Geſetze aber erblicke ich einen 
ſtehenden Vorſchriften eren beibehalten, die Commiſſion dagegen nur das neuen ſchweren Eingriff in die freiheitlichen Rechte der katholiſchen Kirche 
Reglement vom 31. ben 1859 für Beamte der Staats⸗ und der unter und deshalb ſtimme ich gegen die Vorlage. f 
Staatsverwaktung ftebenden Eiſenbahnen. 25 Ohne weitere Discuſſion werden darauf ſämmtliche Paragraphen des 
Ref. Schröder (Königsberg) motivirt den Antrag der Commiſſion durch] Geſetzes genehmigt. N \ 
den Hinweis darauf, daß nur bei den Cifenbahn: Beamten beſondere Berbält: Nächſter Gegenſtand iſt die Berathung der evangeliſchen Kirchen⸗ 
niſſe vorliegen, indem bei dieſen ein unentgeltlicher Transport durch die Bahn verfaſſung auf Grund der von der dazu niedergeſetzten Specialcommiſſion 
felbit erfolge. In den Motiven ſeien noch die Steuerbeamten hervorgehoben. | gefaßten Beſchlaſſe, durch welche — abgeſehen von einigen Abweichungen 
Die für dieſe als wünſchenswerth bezeichnete größere Latitude in den Ver⸗ pon geringerer Tragweite — die auf 4 Procent der directen Staats 
setzungen dürfe jedoch nicht zu einer Schädigung der Steuerbeamten führen, ſteuern beſchränkte Beſteuerungsbefugniß der Provinzial⸗ und 
die bisher ſehr ſchlecht geſtellt ſeien. 8 General⸗Synode (Artikel 16) und der in Artikel 24 ausgeſprochene Grundſatz, 
Geh. Rath Rüdorff hebt hervor, daß auch für die Beamten des aus⸗ wonach den Otganen der Landeskirche eine Mitwirkung bei der Be⸗ 
wärtigen Amtes und die Wachtmeiſter der Gendarmerie beſondere Beſtim⸗ T 
mungen eriltirten. und daß der Finanzminiſter nach Erlaß des Geſetzes nicht |bejeitigt worden find. } 
verſäumen werde, im Wege der Verordnung auch die Steuerbeamten zu bes Berihterftatter Dr. v. Goßler erkennt bei dem vorliegenden Entwurſe 
rückſichtigen; man möge deshalb die Regierungsvorlage unverändert ans an, daß Alles, was die Kirche als religiöſe Gemeinſchaft und ihre innere 
nehmen. 3 Verſaſſung angebe, von der Sanction durch die politiſche Geſetzgebung aus⸗ 
Abg. Löwenſtein will mit Rückſicht auf das erſte Moment die Vorlage geſchloſſen bleiben müfje und letztere auf diejenigen Punkte und Beſtimmun⸗ 
acceptiren, wenn ein Zuſatz angenommen wird, wonach das Reglement für] gen zu beſchränken ſei, wo es ſich um äußere Angelegenheiten der Kirche, 
die Steuerbeamten aufgehoben wird, um die Steuerbeamten nicht von dem als eines wichtigen Organismus im Staate, um vermögensrechtliche Be⸗ 
Wohlwollen des Finanzminiſters abhängig zu machen. . I ziehungen, um das Recht der Beſteuerung und die Beſchaffung von Geld⸗ 
Abg. Kieſchke bezeichnet es gleichfalls als durchaus erforderlich, die] mitteln, um Aufhebung oder Abänderung beſtehender geſetzlicher Beſtimmun⸗ 
Steuerbeamten der Wohlthaten dieſes Geſetzes theilhaftig werden zu laſſen.“ gen, überhaupt um Beziehungen der Kirche zum Staate und ihre gemein: 
Je öfter ein Beamter verſetzt werde, deſto reichlicher müſſe er entschädigt ſamen Intereſſen handele. In dieſer Hinſicht habe die Vorlage im Weſent⸗ 
werden. lichen das Richtige getroffen, und wenn es auch unbedenklich ſei, daß die 
Abg. Berger bittet den Commiſſionsantrag anzunehmen. Wenn heute Landesvertretung ibre Zuſtimmung zu Beſtimmungen, für welche in vor⸗ 
der Regierungs⸗Commiſſar noch weitere Beamten ⸗Kategorien zu den in den ſtehender Begrenzung dieſelbe nothwendig fei, verfagen könne, fo könne dies 
Motiven genannten Steuer⸗ und Eiſenbahn⸗Beamten als bier in Frage kom⸗ boch nur vom politiſchen, nicht vom lirchlichen Standpunkte aus geſchehen; 
mend bezeichnet habe, ſo beweiſe dies, daß bei der Ausarbeitung der Vor⸗ nur von dem Standpunkte aus, daß die Intereſſen des Staates, die all⸗ 
lage nicht gründlich genug verfahren worden ſei. Unter dieſem Umſtand gemeinen Intereſſen des Landes dadurch beeinträchtigt würden, während die 
könne man einzelne Beamtenklaſſen nicht leiden laſſen. Der Commiſſtons⸗ Rege ob die als kirchliche Ordnung feſtſtehende Verfaſſung der evangeliſchen 
Antrag wird angenommen. — Hiermit iſt die Vorlage erledigt. - irche in den acht älteren Provinzen derſelben und ihrer Entwickelung heil⸗ 
Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurſs, betreffend die Ber: ſam ſei, nicht zur Sauren des Landtages gehöre. In Uebereinſtimmung 
legung des Etatsjahres und die Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats für] mit dem anderen Haufe habe die Commiſſion als die hierbei maßgebenden 
das Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. Marz 1877. Geſichtspunkte die Fragen erkannt, inwieweit der Staat berechtigt ſei, die 
Die Budget⸗Commiſſion empfiehlt die unveranderte Annahme der Vorlage.] kirchliche Selbſiſtändigteit zu beſchränken, und welche Cautelen gegen Ueber⸗ 
Abg. Oſterrath betont nochmals, daß die Verfaſſungsurkunde die] griffe der Kirche in das ſtaalliche Gebiet in das Geſetz aufzunehmen ſeien. 
jährliche Feſtſtellung des Budgels verordne: es ſei aber bereits früber“ Der bierfür entſcheidende Art. 13, in welchem vor der königl. Sanction 
darauf bingewieſen worden, daß unter dem Ausdrucke „Jahr“ in der Ver- eines kirchlichen Geſetzes die Erklarung des Staattzminiſteriums erfordert 
ſaſſungsurkunde nur das Kalenderjahr verſtanden werden könne, der borge: wird, daß von Staatswegen dagegen nichts zu erinnern fei, ſei auch von der 
legte Geſchentwutf ſchließe daher eine Verfafjungsänderung in ſich und ſei Commiſſion — wenn auch in minder ſchroffer Faſſung, als der des Abge⸗ 
desbalb auch an die für gi feſtgeſetzten Friſten der Berathung und Ber | orbnetenhaufes — aufrecht erhalten worden, dagegen ſei Art. 16, der die 
ſchlußfaſſung gebunden. Eine Verlegung des Etatsjahres müſſe unter allen Grenzen des kirchlichen Veſteuerungsrechts enthält, mit 5 gegen 5 Stimmen 
Umſtänden vermieden werden, da fie in dem geſammten wirthſchaftlichen 1 7 Bei dieſer Sachlage glaubt der Referent mit feiner perſoͤhnlichen 
Leben der Nation, vor Allem aber in der eigentlichen Finanz und Kaſſen⸗ Anſicht nicht zurückhalten zu ſollen; nach derſelben iſt eine Wiederherſtellung 
verwaltung des Staates eine Umwälzung herborrufe, deren angebliche Vor: des Artikels entſchieden erforderlich, weil das Beſteuerungsrecht ein Recht der Lan: 
theile gar nicht im Verhältniſſe ftänden zu den Nachtheilen, welche die durch des⸗Vertretung ſei und dieſe deshalb müſſe beſtimmen können, wie weit ſie es 
ſie entitehende allgemeine Verwirrung nach ſich ziehen würde. Auch die bor- | andern Vertretungslörpern überlaſſen wolle. Die Commiſſion habe ſich am 
geſchlagene Verlegung des Etatsjahres auf den 1. April werde die recht⸗ Schluſſe der Berathung zu einer Reſolution geeinigt, in der die Erwartung 
zeitige Feſtſtellung des Etats nicht herbeiführen und ſeibſt, nachdem das Reich ausgeſprochen wird, daß die Staatsregierung mit Rückſicht auf die den Staats⸗ 
Ah für Verlegung des Etatsjahres auf den 1. April durch Annahme des kaſſen zufließenden Einnahmen aus früheren Kirchengütern, von der neuen 
bezüglichen Geſetzes ſeitens des Reichstages entſchieden habe, ſei für Preußen] Organtjation der evangeliſchen Kirche Veranlaſſung nehmen werde, derſelben 
das Feſthalten an dem beſtehenden Etatzjahre vorzuziehen, denn alle diejeni⸗ | eine eniſprechende Dotation zu verſchaffen, und bis dahin, daß dies geſchehen, 
gen Gründe, welche früher gegen die Verlegung deſſelben auf die Zeit vom] die durch dieſe Organiſation entſtehenden Koſten auf den Staatshaushalt 
1. Juli bis 1. Juli vorgebracht ſeien, ſprächen ebenſo ſehr gegen die Zeit] zu bringen. Er empfehle dem Haufe, dieſer Kundgebung zuſtimmen. 
vom 1. April bis zum 1. April. Die Landesvertretung lege ſich überdies In der Generaldiscuſſion ergreift gegen das Geſetz zunächſt das Wort: 
durch die Annahme der Vorlage Befugniſſe bei, welche ſie verfaſſungsmäßig v. Kleiſt⸗Retzow: Die Kirche und die Generalſynode habe die General⸗ 
gar nicht beſitze, es werde in der Vorlage die Bewilligung eines vierteljahr⸗]Synodalordnung nicht angenommenen, in der Ueberzeugung ihrer inneren 
lichen Etats gefordert, während die Verfaſſungsurkunde nur jährliche Etats⸗Vortrefflichkeit, 1 allein in Folge des politiſchen Einfluſſes des Cultus⸗ 
bewilligungen kenne, und die geforderte Bewilligung folle ſogar für eine] miniſters, der die beſtimmte Erklärung abgab, daß das Geſetz vom Landtage 
Periode Geltung haben, vor welcher das Mandat der Abgeordneten der entſchieden werde zurückgewieſen werden, wenn nicht die bekannten Schluß: 
jetzigen Legislaturperiode langſt erloſchen ſei. Dies ſei um fo unzuläfiiger, beſtimmungen der General: Synodalordnung angenommen würden. Wäre 


als noch ſehr wohl die Möglichkeit vorhanden ſei, im Spätherbſte nach den eine gute Synodalordnung zu Stande gekommen, fo brauchte man bei ſch 


Neuwahlen dem neuen Abgeordnetenhauſe dieſe Vorlage zu machen. I dieſem Geſetze nicht fo ängſtlich zu fein; aber eine fo ſchlechte und der Kirche 
Abg. v. Benda heſtritt, daß die Vorlage eine Verfaſſungsänderung in⸗ ſchädliche Synodalordnung, wie ſie beſchloſſen, zwinge dazu, dies Geſetz mit 
polvite, denn es ſeikzweifellos, daß die Verfaſſungsurkunde nicht das Kalender⸗ der größten Sorgſamkeit zu prüfen, und das Reſultat dieſer Prüfung ſei 
jahr, ſondern das Eiatsjahr mit dem Worte Jahr meine. Dieſe Auffaſſung für ihn die entſchiedene Zurückweiſung und Verwerfung dieſer Vorlage. Es 
ei kaum jemals beſteitten worden. Nachdem das Reich ſeinerſeits mit der frage ſich zunächſt überhaupt, ob es annehmbar ſei, daß die ſelbſitändige 
Verlegung des Etatsjahres vorgegangen ſei, würde es zu ganz unhaltbaren] Entwickelung der Kirche durch ein Staatsgeſetz fo feſtgelegt werde, wie durch 
Zuſtänden führen, wenn Preußen ihm nicht nachfolgen wollte. Dies werde] die Vorlage geſchehe und dieſe Frage mülſſe unbedingt werden. Der Artikel 
bon den hervorragenpſten Praktikern unſerer Finanzverwaltung durchweg be: mache jede weitere Entwickelung der Synodalorgane von einem Staatsgeſetze 
ſtätigt, da die preußiſche und die Reichsfinanzverwaltung viel zu eng ver⸗ abhängig, die Mittel zur Beſtreitung der kirchenregimentlichen Verwaltung 
flochten ſeien, um die Zuträglichkeit und Möglichkeit einer ſolchen Trennung ſeien der Kirche vorenthalten geblieben, ſo daß die Bewilligung derſelben 
\ jährlich beim Abgeordnetenhauſe nachgeſucht werden müßte und das Recht, 
Nachdem der Referent v. Kardorff nochmals die vom Vorredner ange⸗ ſich durch eigene Umlagen zu belfen, ſei bis auf ein Minimum eingeengt, 
führten Gründe, die die Commiſſion zur Anerkennung der verfaſſungsmäßigen obwohl doch der Landtag unmöglich über das Maß der kirchlichen Vedürfaiſſe 
Zuläſſigkeit der Vorlage beſtimmt haben, kurz reſümirt hat, wird der Geſetz⸗ entſcheiden lönne. Dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ſei auch eine un⸗ 
entwurf ſowie der demſelben beigefügte Specialetat für das erſte Vierteljahr zuläſſige Einwirkung auf die Entwickelung der Kirche verblieben, welche die 
des Jahres 1877 ohne weitere Debatte genehmigt. Selbſiſtandigkeit derſelben gefährde, durch Anſtellung der Profeſſoren an den 
Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Dienſtag 10 Uhr (Competenzgeſetz). 8 3 N 8. ahne Per Rah . 3 — 
2 rectoren der Lehr⸗Seminare, ohne Mitwirkung der Organe der Landeskirche, 
10. Sitzung des Herrenhauſes (vom 22. Mah. far welche jene doch die Prediger und Lehrer auszubilden hätten und durch 
11 Ubr. Am Miniſtertiſche Dr. Fall, Miniſterialdirector Förſter, Gedeim⸗ Mitwirkung und Gegenzeichnung bei der Beſetzung kirchenregimentlicher 
räthe Herzbruch, Lucanus u. A. \ Aemter, obwohl der Miniſter jetzt lediglich ein Organ des Staates und 
Namens der Juſtizcommiſ ſion referirt zunächſt Graf zur Lippe nicht mehr, wie früher, zugleich der Kirche ſei. 
über den Geſetzentwurf, betreffend die Auflöfung des Lehnsverbandes] Der Artikel 13 trenne geradezu die Generalſynode vom ſtönige und ſtelle 
der in dem Herzogthum Schleſien, der Grafſchaft Glatz und zwiſchen derſelben und dem Mues Träger des landesherrlichen Kirchenregi⸗ 
dem preußiſchen Markgrafenthum Oberlauſitz belegenen Lehne. ments eine Scheidewand auf, welche keine Kirche, wenn fie lebensfähig bleiben 
Nach feinen Ausführungen ſchließt ſich im Weſentlichen die Vorlage dem] wolle, zulaſſen könne. Endlich ſolle das landesherrliche Kirchenregiment, 
SGeſetz vom 4. März 1867 an. Es wurde in der Commiſſion für ganz ums welches zur Zeit der Reformation den Territorialherren nur als ein Provi⸗ 
bedenklich erachtet, zu empfehlen, auf dieſem Wege der Auflöſung des ſorium und um der Kirche in ihrem Nothſtande zu helfen, übergeben ſei, als 
Lehnsverbandes auch bezüglich der in der Provinz Schleſien belegenen ein bleibendes Recht geſetzlich anerkannt werden, während der Kirche doch die 
Lebe weiter borzuihreiten, und zwar um jo mehr, als man, wie die ſelbſiſtändige Emwickelung auch in dieſer Hinſicht vorbehalten werden müſſe. 
Motive der Geſetzesvorlage ausreichend nachweiſen, einem 1 857 Theile der | Wenn die epangeliſche Kirche eine geſunde Entwickelung haben und behalten 
in Schleſien noch vorbandenen Lehne kaum noch die Natur eigentlicher ſolle, jo müßten ihre Beſchlüſſe undedingt in offizieller Form an den König 
Lehne beimeſſen kann, im Uebrigen aber nur noch wenige Lehne exiſtiren, als Haupt der evangeliſchen Kirche gebracht werden, auch wenn dagegen durch 
bvei denen eine ſtrenge Lehnsſucceſſionsordnung und eine Unveräußerlichkeit[ den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten Erinnerungen von Staatswegen 
und Unverſchuldbarkeit der Lehnsgüter ohne Zustimmung der Lehnsfolge: gemacht feien, zur Allerböchſten Entſcheidung, ob dieſe Erinnerungen anzu⸗ 
berechtigten ſich erhalten hätte. Wenn trotzdem die Commiſſion fi veran⸗ erkennen oder durch einen Staatsminiſterialbeſchluß oder durch einen Per ⸗ 
laßt gefunden hat, eine ganze Reihe von Veränderungen in dem Geſetzes⸗ ſonenwechſel zu beſeitigen. Der Zugang der kiechenrezimentlichen Organe 
terte zur Annahme zu empfehlen, fo hat dies darin feinen Grund daß in und der Generalſynode zum Könige dürfe in keiner Weile ehemmt oder gar 
dem vorliegenden Geſetzentwurſe die Berückſichtigung derjenigen Momente verſchloſſen werden. Das Mißtrauen, welches in der vom Angevronetenbaue 
vermißt wurde, die bei Feſtſtellung der die Auflöſung des Lebnsperhältnifjes | angenommenen Beſtimmung gegen die evangeliſche Kirche und den Aller: 
in den Marken und in Weitphalen betreffenden Geſetze von den Häuſern des höchſten Träger des Kirchenregiments ſich ausprüde, ſei ungerechtfertigt und 
Landtags unter ſchließlicher Zuſtimmung der königlichen Staatsregierung für] nach der Geſchichte der preußiſchen Landes kuche böllig unberechtigt. Die 
maßgebend angenommen wurden. Fehler, die die Landeskirche habe, liegen gerade auf der entgegengeſetzten 


wer Ver etzung zu Theil geworden iſt“, — klärt ſich gegen eine ſolche Abänderung, weil es unzweifelhaft ſei, daß die] D 


ſetzung der evangeliſch-theologiſchen Profeſſuren nicht zuſteht, ! 
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für fie ſachliche Gründe anführen. Ich möchte Sie bitten, das doch auch zu 
erwägen, denn die beiden Factoren der Geſetzgebung müſſen ja zuſammen⸗ 
arbeiten. Es handelt ſich bier immer nur darum, ob nicht der Fall gegeben 
iſt, daß dieſes Haus dem Abgeordnetenhauſe entgegenkomme; und wenn ich 
mir vorſtelle, wobin wir kommen, wenn dieſes Geſetz nicht zu Stande kommt, 
in welche Verwirrung wir dann eintreten, wenn wir abermals den Augen⸗ 
blick verſäumen, in dem es möglich iſt, die evangeliſche Kirchenverfaſſung ſo 
abzuschließen, daß eine ſichere Grundlage für alles Weitere gewonnen wird, 
fo möchte die Verantwortung, die auf einem Jeden von Ihnen rubt, doch 
eine zu große ſein, daß ich fürchten müßte, das Haus würde ſich auf die 
Seite des „Nein“ ſtellen. 

Graf v. Kraſſow: Die Entſcheidung, welche wir treffen ſollen, iſt darum 
ſo Überaus wichtig, weil ſie nicht nur die Entwickelung der äußeren, ſondern 
auch der inneren Verbältnifje der evangeliſchen Kirche auf das Tiefſte bes 
rührt. Aus dieſem Grunde muß ich, ſo ſchwer es mir wird, gegen das Ge⸗ 
ſetz ſtimmen, wie ich in der Generalipnode dagegen geſtimmt habe, denn ich 
balte die ſogenannten Schlußbeſtimmungen der Generalſynodalordnung für 
verderblich und will die Verantwortung für die Folgen nicht tragen, welche 
dieſe Beſtim mungen herbeiführen werden. Den großen Städten wird dadurch 
ein Einfluß auf die Geſtaltung unſerer kirchlichen Verhaltniſſe eingeräumt, 
deſſen gefährliche Wirkung ſich ſehr bald fühlbar machen wird. Man wird 
die evangeliſche Kirche mit der modernen Cultur zu verſöhnen verſuchen und 
wir werden dann bald ſehen, inwieweit dieſe moderne Cultur nicht beſſer als 
modernde zu bezeichnen wäre. Die vorliegende Kirchenverfaſſung wird 
zwar ein Dach ſein, aber ein ſolches, unter dem ſich ſchlecht wird wohnen 
laſſen. Auch ihre Freunde gefieben ein, daß fie ein Experiment iſt, und da⸗ 
mit erkennen fie bereits an, daß es fehlſchlagen kann. Sie gefährdet gleiche 
mäßig die Freiheit der Lehre — denn die Profeſſoren der Theologie ſollen 
lediglich von der miniſteriellen Berufung abhängig ſein —, die Freiheit der 
Geſetzgebung — denn das Miniſterium ſoll vor der löniglichen Sanction alle 
Beſchlüſſe der Synoden prüfen — und die Freiheit der Verwaltung — denn 
bier bleibt Alles beim Alten, obſchon die neuen ſynodalen Einrichtungen 
Aenderungen erforderten. Ein Erfolg der Commiſſion iſt immerhin die 
Streichung der Beſchränkung des Beſteuerungsrechts; denn die in den Sy⸗ 
noden vertretenen Laien werden ſchon dafür ſorgen, daß die Umlagen für 
landes- und provinzialkirchliche Zwecke nicht zu hoch werden. 

Heute wird die Kirche abhängig von den dem Landtage verantwortlichen 
Ministern, wenn darin, wie behauptet worden, eine Stärkung des Summ⸗ 
epiſtopats liegen ſoll, jo ift dieſe Stärkung die denkbar unglücklichſte. Sehr 
erfreut hat mich der Ausſpruch des Miniſters, daß keine Kirche ohne Be⸗ 
kenntniß beſteben könne, ich ſage ihm dafür meinen wärmſten Dank. Aber, 
m. H., ein evangeliſches Bekenntniß ift, wie ich bereits in der Gene⸗ 
ralſynode ausgeführt, niemals formulirt; es giebt in der Landeskirche ver⸗ 
iedene Bekenntniſſe, jede Gemeinde hat ihr beſonderes diſtoriſch gewor⸗ 
denied. Das landesberrliche Kirchenregiment fol aber dieſe Bekenntniſſe zu⸗ 
ſammenbalten, aber ſpannt es den Bogen zu ſtraff, jo könnten leicht die 
verſchiedenen Bekenntniſſe ihr Recht geltend machen und es könnte gerade 
eintreten, was man vermeiden wollte: die Landeskirche könnte auseinander⸗ 

eſprengt werden. Soll dieſe erhalten bleiben, jo bedarf fie einer freieren 
— * ihr dieſe Verfaſſung geſtattet, gegen welche ich deshalb 

immen muß. 

Graf zu Stolberg⸗Wernigerode: Der preußiſche Landtag iſt nicht 
competent, innere kirchliche Fragen zu entſcheiden, ſondern er darf nur eine 
Grenzregulirung zwiſchen Staat und Kirche vornehmen. Dieſes Grenzgebiet 
iſt in der vorliegenden Synodalordnung nicht immer innegehalten worden, 
fie iſt zu Stande gekommen unter der Parität des Mißtrauens. Dennoch 
muß ich mich für die Vorlage erklaren, denn fie eröffnet der evangeliſchen 
Kirche noch immer ein Maß von Freiheit, deſſen fie jetzt entbehrt. 

Frhr. v. Maltzan: Die Beſchluſſe der Generalſynode haben mir 
keineswegs imponit, in parlamentariſchen Dingen mache ich mir mein Ur⸗ 
theil allein und laſſe mich auch von der Majorität der Synode nicht ab⸗ 
bringen, die der Cultusminiſter ins Gefecht geführt hat. Der $ 5 bringt 
den Liberalismus des Proteſtantenvereins in die Kirche hinein, denn derſelbe 
verlangt ebenfalls ſein Belenniniß als ein evangeliſches anerkannt zu ſehen. 
Dies iſt der Hauptgrund, wesbalb ich gegen die Vorlage ſtimme. Ich ſpreche 
Niemandem, ſei er Jude, Heide oder Türke, die Seligkeit ab, ich greife dem 
Gerichte Gottes nicht vor, denn Gott hat das Richten ftreng verboten, aber 
wer irgend ein Herrſcheramt — und ſei es auch das kleinſte — in der evan⸗ 
geliſchen Kirche einnebmen will, der muß wie wir den Eid Sr. Majeſtät dem 
Könige leiften mäfjen, wenigſten glauben an den oberſten Herrn im Himmel, 
den dreieinigen Gott. Deshalb wollte ich als Anforderung an jedes Mit⸗ 

lied der evangelischen Kirche ftellen, das Bekenniniß der Gottheit Chrifti. 

ich bedaure, dab der Jude Baron von Rothſchild beute nicht dier iſt, damit 
dier wie im anderen Hauſe das Princip des § 1 dieſes Geſetzentwurſs zum 
Ausdruck gelange, wonach Katholiken, Juden und alle Nuancen des Un« 
glaubens dauernd beſchließen können über das Wohl und Wehe der evan⸗ 
geliſchen Kirche. Unter ſolchen Umſtänden würde ich es für eine Verleugnung 
des dreieinigen Gottes halten, wenn ich für die Vorlage ſtimmen würde. 
Fragt man mich aber, was kommen foll, wenn dieſes Geſetz abgelebnt wird, 
jo ſtelle ich das ebenſo dem lieben Gott anheim, wie ich es einſt in Betreff 
meiner Hoffnungen auf das Deutſche Reich that, als mit wahrem Rechtsge⸗ 
fühl Se. Majeſtät der König Friedrich Wilhelm IV. die ihm vom Frank⸗ 
furter Parlamente angebotene Kaiſerktone ausſchlug. Wie bier Gott ge⸗ 
holfen, ſo wird er auch ſeiner Kirche belfen. l 

Graf zu Eulenburg: Ich verſtede nicht, wie man immerfort von einer 
Verletzung der Intereſſen der evangeliſchen Kirche durch die Staatsbebörden 
in einem proteſtantiſchen Staate ſprechen kann. Ich frage diejenigen, welche 
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Der Referent bemerkt, der Standpunkt des Herrn v. Kleiſt ſei bereits 


in der Generalſpnode ausführlich { 
= das ee Fir nicht abermals wiederholen, ſondern die Gegner des 


ie üblen Prophezeiungen über die Wirkungen der Kreis⸗ 
er erh b So wenig wie die n Befürchtungen ſich bewahr⸗ 
beitet, ſo wenig würden die heutigen Weiſſagungen eintreffen. 

Die Sitzung wird bierauf um 3% Uhr bis Dinstag 11 Uhr vertagt. 
(Specialdebatte der Kirchenverfaſſung, Geſetze, betreffend Halle ⸗Kaſſel und 
Halle⸗Sorau⸗Guben, Petitionen.) 

„22. Mai. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
„1 a. D. De . Kirchner zu Frankfurt a. M. und 
dem Hauptſteueramts⸗Rendanten, Rechnungs⸗Rath Hummel zu Köln den 
Rotben Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſowie dem Schullehrer und Cantor Kloß 
zu Merſeburg den Adler der Inhaber des Königlichen Haus-Ordens bon 
Hohenzollern verliehen. 5 > 

Se. Majeftät der König bat dem Advocaten und Beſitzer einer Moſaik⸗ 
und Glasfabrik Dr. Salviati zu Venedig den Königlichen Kronen⸗Orden 
zweiter Klaſſe, und dem Künſtler Angelo Gagliardotti ebendaſelbſt den 
Königlichen Kronen Orden vierter Klaſſe verlieben. 0 

Se. Majeſtät der Kaiſer und Könia bat im Namen des Deutſchen Reichs 
den Kaufmann G. H. Sattler in Jquique (Peru) zum Conſul des Deutſchen 
Reiches ernannt. 2 Fa 

Dem Conſul O. Sielcken in Batavia iſt die nachgeſuchte Entlaſſung aus 
dem Conſulatsdienſte ertheilt worden. B en 

Se. Majeſtät der König bat den Regierungs⸗Rath von Borries in 
Hannover zum Ober⸗Regierungsrath und Regierungs⸗Abtbeilungs⸗Dirigenten 
ernannt, und dem Regierungs⸗Hauptkaſſen⸗Rendanten und Landrentmeiſter 
Auguſt Schwantes zu Cöslin den Charakter als Geheimer Rechnungs: 

Ratb, ſowie dem Photographen für Architektur Georg Hermann Rückwardt 
zu Berlin das Prädicat eines königlichen Hof⸗Photographen verliehen. 

Dem Oberlebrer Pr. Otto Müller am Luifenſtädtiſchen Gymnasium in 
Berlin iſt das Pravicat „Profeſſor“ beigelegt worden. 

Der Herr Miniſter der geistlichen ꝛc. Angelegenbeiten hat den Königlichen 
Landrath Nollau zu Gneſen auf ſeinen Antrag von ſeinen Functionen als 
Commiſſarius für die erzbiſchöfliche Vermögenzverwaltung in der Diöceſe 
Gneſen entbunden und an deſſen Stelle den Königlichen 1 für 
die erzbiſchöfliche Vermögens verwaltung in der Diöceſe Poſen, Ober⸗Regie⸗ 
rungsrath Freiherrn von Maſſenbach, auf Grund der 88 6 und 9 sequ, 
ſowie des § 19 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erle⸗ 
digter katholiſcher Bisthümer zugleich zum Commiſſarius ernannt, um inner: 
balb der Diöceſe Gneſen das dem erzbiſchöflichen Stuble von Gneſen und 
Poſen gehörige und das der Verwaltung deſſelben oder des jeweiligen 
Biſchofs unterliegende bewegliche und unbewegliche Vermögen in Verwahrung 

und Verwaltung zu nehmen. — Zugleich ift der Königliche Regierungsrat 
Perkuhn zu Poſen zum ſtändigen Vertreter des Königlichen Commiſſarius 
I: Bü erzbiſchöfliche Vermoͤgensverwaltung in den Diöcefen Gneſen und Poſen 
eſtellt worden. 

Berlin, 22. Mai. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
empfing geſtern den Reichskanzler Fürſten Bismarck. 

Heute wohnte Se. Majeſtät dem Exerciren der 2. und 3. Garde⸗ 
Infanterie⸗Brigade auf dem Tempelhofer Felde bei, empfingen die 
Feldmarſchälle Herwarth von Bittenfeld und von Steinmetz, nahmen 
militäriſche Meldungen, und demnaͤchſt den Vortrag des Civil-Cabinets 
entgegen. 

ern: nahm Se. Majeſtät der Kaiſer und König bei Ihren 
Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten den Kronprinz: 
lichen Herrſchaften im Neuen Palals das Diner ein. 

Ihre Königliche Hoheit die Prinzeſſin Charlotte kehrte geſtern 
Abend 8 ¼ Uhr nach einem mehrwöchentlichen Aufenthalt in St. 
Leonards in England zu Ihren Exlauchten Eltern zurück. (R. Anz.) 

O Berlin, 22. Mai. [Fürſt Bismarck. — Das Reichs⸗ 

kanzleramt. — Die Conferenzen.] Die am Sonnabend ge⸗ 
gebene Mittheilung der „Neuen Preuß. Ztg.“, daß Fürſt Bismarck 
ſich geſtern nach ſeinen Lauenburgiſchen Beſitzungen begeben werde, hat 
ſich als voreilig erwieſen, da der Fürſt noch in Berlin anweſend iſt. 
Jedenfalls wird der beabſichtigte Ausflug nur von kurzer Dauer ſein 
können, da der Reichskanzler vorausſichtlich vor Ende des Monats 
wieder in der Reſidenz anweſend fein wird, um bei der Uebernahme 
des Reichs kanzleramts⸗Präſidiums durch den Miniſter Hofmann zugegen 
zu fein. Der formellen Berufung Hofmann 's, wenn fie zur Stunde 
nicht bereits erfolgt iſt, wird unmittelbar entgegengeſehen, ebenſo der 
Ernennung des Staatsſecretärz von Bülow zum preußiſchen Staats⸗ 
Miniſter. Was die fonft beabſichtigten Aenderungen in den Reſſort⸗ 
verhältniſſen des Reichskanzleramts betrifft, fo werden dieſe, ſoweit fie 
eine größere grundsätzliche Bedeutung haben, wohl erſt im Herbſt d. J. 
zur Ausführung gelangen. Es dürfte nicht unintereſſant fein, die bis: 
herigen Reſſortverhältniſſe zu ſkizziren. Nach der gegenwärtigen Ein⸗ 
richtung umfaßt der Geſchäftskreis des Reichskanzleramts die Verwal⸗ 
tung und Beaufſichtigung aller durch die Reichsverfaſſung unter die 
Aufſicht des Kaiſers geſtellten oder zum Gegenſtand der Reichsverwal⸗ 
tung gewordenen Angelegenheiten, ſowie die Bearbeitung der übrigen 
Reichsangelegenheiten, foweit fie nicht ſpeciell anderen Behörden über⸗ 
wieſen find. Das Reichskanzleramt ſelbſt zerfällt in drei Abtheilungen: 
die Central⸗Abtheilung, die Abtheilung für das Juſtizweſen und die 
Abtheilung für Elſaß⸗Lothringen. In den Geſchaͤftsbereich der Cen⸗ 
tralabtheilung, welcher der Wirkliche Geheime Ober⸗Regierungs. Rath 
Eck als beſonderer Director vorſteht, gehören die Reichs⸗Hauptkaſſe, die 
Verwaltung des Reichskriegsſchatzes, die Reichsſchulden⸗Verwaltung, die 
Controle der Zölle, das Zoll: und Steuer Rechnungsbureau, das 
Auswanderungsweſen, das Bundesamt für das Heimathweſen, die 
Reichs⸗Disciplinar-Behörden, das Statiſtiſche Bureau, das Eichungs⸗ 
weſen, das Geſundheits⸗Amt und das Rayonweſen. Die 
e Abtheilung ſteht unter dem Director von Amberg. Zum 
SE ort der dritten Abtheilung, welche vom Wirklichen Geheimen 

er Negiezungs-Rath Herzog geleitet wird, gehören ſpeciell die 
Ange senbeiten von Elſaß⸗Lolhringen. — Außerhalb des eigent⸗ 
lichen 61 endelanleramts beſtehen noch folgende Behörden: Das 
ee ſen dünn Amt, die Verwaltung des Reichs⸗Invalidenfonds, die 
Verwa 2 1 Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenweſens, der Reichs⸗Rech⸗ 
nungshof, da ledenche Ober Handelsgericht und die Reichsbank. — An 
die von verſch b enen Seiten gebrachte Nachricht, daß England Be⸗ 
denken eh et in den Berliner Conferenzen angebahnten Vor: 
gehen der Bie Bebe denng auf die orlentallſchen Wirren ſich anzu- 
schließen, iſt die Behauptung geknüpft worden, daß auch die Zuſtim⸗ 
mung Frankreichs und Staliens zu den Vorſchlägen der drei Kaiſer⸗ 
mächte noch nicht erfolgt ſel. Dies hat höchſtens auf formelle Rich⸗ 
tigkeit Anſpruch, ändert aber nichts an der Thatsache, daß das Zu: 

1 halſache, daß 

ſammengehen der beiden Regierungen mit den Kalſermächten geſichert 
if. Selbſtverſtändlich kann die formelle Zustimmung erſt dann er: 
folgen, wenn auch die Vorſchläge in aller Form den übrigen Regie · 
rungen mitgethellt find. Dazu ſieht feſt, daß ſchon nach der erſten 
Mittheilung, welche an die Regierungen durch ihre hieſigen Bolſchafter 
vermittelt worden iſt, der Anſchluß Frankreichs und Italiens an die 
Dre i⸗Kaiſer⸗Politik in e Ei 5 

Prozeß gegen den ehema rſtbiſchof Dr. 55 i 
neh gear Criminal⸗Senat des Kammergericht n 
Viceprı Nident von Mühler, verhandelte heute Vormittag in contumaciam 
gegen den ehemaligen Fürſtbiſchof Dr, Förſter wegen der bekannten 
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f u Käbme. Der Biſchof war vom Kreis 
gericht zu Birnbaum im dieſer Affaire u 2000 Mark Geldbuße oder 133 
Tagen Gefängniß verurtheilt und dies Erkenntniß vom Appellationsgericht 
zu Poſen beſtätigt worden. Das Obertribunal dagegen hat in feiner Sitzung 
bom 20. Januar c. das verurtheilende Grtenntniß des Appellationsgerichts 
vernichtet und die Sache zur anderweiten Verhandlung an das Kammer⸗ 
gericht gewieſen. Die Verurtheilung des Angeklagten war erfolgt auf Grund 
des Geſetzes vom 13. Mai 1873, wonach die Verhängung von ei und 
Strafmitteln, welche dem rein religiöien Gebiete nicht angehören, ſtrafbar ift. 
Der erſte Richter war der Anſicht, daß mit der gegen den Probit Kick an⸗ 
gedrohten Excommunication nicht die kleine, ſondern die große Excommu⸗ 
cation gemeint ſei und dieſe als ein Zuchtmittel betrachtet werden 
müſſe, welches nicht dem rein religiöjen Gebiete angehört, ſondern 
mit bürgerlichen Wirkungen verknüpft iſt. Dieſer Rechts ⸗Auffaſſung 

at ſich das Appellationsgericht im Allgemeinen angeſchloſſen. Das 

ber⸗Tribunal führt dagegen aus, daß die thatſächlichen Feſtſtellungen 
noch nicht ausreichen, zur Anwendung der Paragraphen 1 Alinea 2 und 4 
des Geſetzes vom 13. Mai. Da nach dem Alin. ! des § 1 die „Ans: 
ſchließung aus der Kirchengemeinde“ ausdrücklich als Strafmutel zugelaſſen 
werde, ſo könne dieſelbe nur in zwei Fällen unzuläſſig werden; entweder 
durch Hinzutreten der Verkehrsſperre 1 5 durch eine unzuläſſige Verkündigung 
des Strafmüttels ($ 4). Die bloße Androhung ver Ausſchließung genüge 
nicht zur Auwendung des Geſetzes. — Ober⸗Staatsanwalt Feige wies an 
der Hand der hiſtoriſchen Thatſachen nach, daß die excommünieatio major 
eine beſonders ſchwere Kirchenſtrafe ſei, die in die bürgerliche Rechtsſphäre 
eingreift. Mithin werde der Gerichtshof auch kein Bedenken dagegen haben, 
daß er nach § 1 Alin. 2 unzuläſſig iſt, weil er gegen die bürgerliche Ehre 
erichtet iſt. Die Ausführung des oberſten Gerichtshofes ſtehe dieſer Feſt⸗ 
tellung keineswegs entgegen. Wenn das 8 weiter ausführe, es 
ſei nicht formell feſtgeſtellt, daß die Androhung der Excommunication auch 
die Verhängung oder Verkündigung derſelben umfaſſe, ſo berufe er ſich auf 
das Zeugniß der Regierung zu Poſen, daß die Verhängung der Excommuni⸗ 
cation gegen den Piopſt Kick, angeblich durch einen gebeimen päpftlichen 
Delegaten in aller Form erfolgt ſei. Es ſei mithin die Feſtſtellung ganz unbedenk⸗ 
lich, daß die excommunicatio major ein unerlaubtes Strafmittel iſt, und daß 
nach $ 4 die Androhung derſelben ſchon die Verhängung und Verkündigung der⸗ 
ſelben umfaßt. — Nach längerer Berathung verkündete der Gerichtshof das Ur» 
tbeil dahin, daß das Erkenntniß erſter Inſtauz dahin abzuändern, daß der 
ürſtbiſchof Förſter des Verſtoßes gegen das Geſetz vom 13ten 
ai 1873 nicht ſchuldig und deshalb von Strafe und Koſten 
freizuſprechen ſei. Der Gerichtshof ging bei der Beurtheilung der Sache 
davon aus, daß die dem Urtheil zu Grunde zu legenden Geſichtspunkte von 
dem Obertribunal ſeſtgeſetzt und deshalb auch für die gegenwärlige Entſchei⸗ 
dung maßgebend ſeien. Nach den Ausführungen des hoͤchſten Gerichtshofes 
ſei aber die excommunicatio major rein dem kirchlichen Gebiete angehörig 
und ein an ſich zuläſſiges Strafmittel; fie werde nur dann unzuläſſig wenn 
ſie ſich durch Hinzutritt der Verkehrsſperre gegen die bürgerliche Ehre richtet, 
oder durch eine unzuläſſige Verkündung. In dem Schreiben des Fürſt⸗ 
biſchofs an den Propſt ſei aber weder von der Verkehrsſperre noch von der 
Verkündung die Rede. Es frage ſich, ob über die Androhung der excom- 
municatio major hinaus noch etwas geſchehen, ob factiſch die Verkebrsſperre 
eingetreten oder eine unzuläſſige Verkündung ſtattgefunden habe. In dieſer 
Beziebung habe ſich der Oberſtaatsanwalt auf die Auskunſt der Regierung 
in Poſen berufen, aber er ſei den Beweis dafür ſchuldig geblieben, daß der 
angebliche Geheimdelegat zu dem Fürſtbiſchof in irgend welcher Beziehung 
ſtand, ohne deſſen Beweis könne man aber dem Fürſtbiſchof die Verkündung 
nicht zur Laſt legen. 2 
[Procep Arnim] Das hieſige Stadtgericht hat nachfolgenden 
Steckbrief erlaſſen: 


Der Kaiſerlich deutſche Botſchafter z. D., Wirkliche Geheime Rath Dr. jur. 


Graf Harry v. Arnim, am 3. October 1824 zu Moigelfiß geboren, tt wegen 
vorſetzlicher Beiſeiteſchaffung amtlich anvertrauter Urkunden zu neun Monaten 
5 wovon ein Monat der erlittenen Unterſuchungshaft anzurechnen, 
rechts saftig verurtheilt. Dieſe Strafe bat bisher nicht vollſtreckt werden 
können. Es wird ergebenſt erſucht, auf den Grafen Harry v. Arnim zu 
vigiliren, ihn im Betretungsfalle feſtzunehmen und mit allen bei ihm ſich 
vorfindenden Gegenſtänden und Geldern mittels Transports an die König⸗ 
liche Direction des Strafgefängniſſes am Plötzenſee abzuliefern. Es wird 
die ungeſäumte Erſtattung der dadurch entſtandenen baaren Auslagen und 
den verehrlichen Behörden des Auslandes eine gleiche Rechtswillfährigleit 
verſichert. Berlin, den 16. Mai 1876. Kgl. Stadtgericht, Abth. für Unter: 
ſuchungsſachen. Deputation VII. für Vergehen. 


Graf Arnim befindet ſich bekanntlich ſchon ſeit längerer Zeit in 


Florenz. 5 
Frankreich. 


O Paris, 21. Mai. [Reactionaire Angriffe in ben, 
Kammern gegen die Regierung. — Vertrauensvotum der 
Deputirtenkammer für die letztere. — Sonſtiges aus der 
Deputirtenkammer.] Die Kammern in Verſfailles gewähren in 
dieſem Augenblick ein curioſes Schauſpiel. Die Feinde der Republik 
find endlich in offenem Aufftand gegen das Minifterium begriffen, und 
fie geben ſich komiſcher Weiſe den Anſchein, für die Verfaſſung und 
Geſetzlichkeit zu ſtreiten. Bisher hatten die Monarchiſten und Bona⸗ 
partiſten noch nicht alle Hoffnung verloren, daß auch ferner nach dem 
alten Syſtem weiter regiert werden würde. Die Ernennung de 
Marcère's zum Miniſter des Innern hat fie eines Anderen belehrt 
und der friedliche Verlauf der Amneſtiedebatte, der die Mehrheit der 
Kammer in voller Uebereinſtimmung mit dem Miniſterium zeigte, warf 
alle ihre Berechnungen über den Haufen. Sie haben denn auch ihre 
Ungeduld nicht länger zügeln können und de Franclleu ſtellte im 
Senat den Minifter des Innern über Ricards letztes Rundſchreiben 
zur Rede. Man weiß, daß ſich aus dieſer Anfrage eine Interpellation 
über den Sinn der Reviſtoncklauſel entwickelt hat, welche nächſten Mittwoch 
zur Debatte kommen ſoll. Von Seiten der Republikaner dringt man vielfach 
in das Cabinet, die Debatte nicht anzunehmen; denn, ſagt man, es kommt 
hier ein Punkt der Verfaſſung ins Spiel. Die Angelegenheit über⸗ 
ſchreitet die Competenz des Senats. Keine der beiden Kammern hat 
das Recht, ſei es auch nur durch eine veränderte Inlerpretation einem 
Verfaſſungsartikel einen Sinn zu geben, den er urſprünglich nicht 
hatte. Von elnem beſtimmten Votum in dieſer Hinſicht kann über⸗ 
haupt keine Rede ſein. Nur die Kammern gemeinſam konnen etwas 
an der Conſtitutlon ändern, und auch das kann nicht vor dem Jahre 
1880 geſchehen; jede conftitutionelle Debatte dieſer Art würde in die 
Rechte des Staatso berhaupts eingreifen, der allein bis zum Jahre 
1880 eine Reviſion verlangen kann. Wenn man die Interpellation 
annähme, laufe man Gefahr, die ganze Verfaſſung in Mißcredit zu 
bringen. So ſagen die Republikaner. Auf jeden Fall muß es der 
Regierung darum zu thun ſein, bald zu conſtatiren, daß auch im 
Senat ihre Gegner nicht die Mehrheit haben. Von dieſer Verſamm⸗ 
lung, woſelbſt die reactionären Elemente ſtärker vertreten ſind als in 
der Kammer und wo die Goalitton der Rechten für ihre Intriguen 
größeren Spielraum findet, muß das Cabinet ſich beſtändiger Angriffe 
verſehen, ſo lange nicht die Ohnmacht jener Coaliton dargethan iſt. 
Bei entſchiedenem Auftreten wird der Miniſter des Innern in der 
Linken und in der conſtitutionellen Mittelpartei, die nur eine feſte 
Hand fühlen muß, um gefügig zu werden, eine Mehrheit finden. 
Aber nicht zufrieden damit, im Senat dem Miniſter zu Leibe zu 
gehen, hat geſtern die Rechte noch in der Kammer einen ver⸗ 
zweifelten Angriff unternommen. Es ging dabei faſt ebenſo zu, 
wie im Senat. Zuerſt ſtellte Durſat de Civrac eine Anfrage 
über die Abſetzung gewiſſer Bürgermeiſter im Rhonedeparte⸗ 
ment, und als darauf de Marcere zu großer Befriedigung der 
Mehrheit kräftig geantwortet hatte, die Regierung wolle die municipalen 
Freiheiten achten und fie habe die Bürgermeiſter, welche den Gemeinde 
räthen aufgedrängt worden, höflich aufgefordert, zurückzutreten, dieje⸗ 
nigen aber, welche dieſem Anſuchen nicht Folge leiſteten, kraft ihres 
Rechts abberufen; als ſomit dieſe Anfrage erſchöpft war, kündigte Caſtel⸗ 
lane eine Interpellation über denſelben Gegenſtand an, wenn auch 
nicht ganz in demſelben Geiſte. Durſot de Ciorae hatte geſagt, 
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daß er principiell ſelber die Ernennung der Bürgermeifter durch die 
Gemelnderäthe verlange, daß ihm jedoch die Maßregel des Miniſters 


in dieſem Augenblicke und ehe ein neues Geſetz geſchaffen, als geſetzlich 


angreifbar und voreilig erſcheine; Caſtellane dagegen hatte feine Inter⸗ 
pellation auf die Geſammtpolitik des Cabinets gemünzt. Er zeigte 
an, daß er mit dem Miniſter verabredet habe, die Interpellation näch⸗ 
ſten Sonnabend an die Verſammlung zu bringen; aber zur Linken 
rief man: „Nein, auf der Stelle!“ Der Mirifter erklärte ſich bereit, 
logleich zu antworten und obgleich Caſtellane, der. fi vielleicht nicht 
hinreichend vorbereitet fühlte, ſich mit der Abweſenheit der meiſten 
ſeiner Freunde zu entſchuldigen ſuchte, mußte er doch auf die Tribüne 
ſteigen. Einmal dort, ging er mit ſeinem gewöhnlichen Selbſtbewußt⸗ 
fein und Ungeſtüm ins Zeug. Dieſer junge (noch nicht 30 jährige) 
Mann, der in der Natlonalverfammlung einmal Thiers vorgeworfen 
hatte, daß es ihm an Erfahrung fehle, erklärte die jetzigen Miniſter, 
unter denen der 80jährige Dufaure und andere graue Häupter, für 
unbeſonnene Hitzköpfe (étourdis), die nicht wiſſen, wohin fie gehen. 
Er warf ihnen vor, daß fie Mac Mahon hintergingen und deſſen 
Freunde verfolgten, daß fie für den Radlcalismus arbeiteten. Zwiſchen⸗ 
durch ſtreute er allerlei weiſe Reglerungsmaximen ein, als: „um zu 
regieren, muß man verſtehen, der Wahrheit zum Siege über den 
Widerſtand des Augenblicks zu verhelfen;“ oder „Regieren heißt gegen 
die ſchlechten Leidenſchaſten ankämpfen“ u. |. w. Die Antwort auf 
dieſe Rede, welche die Mehrheit in eine ſanfte Heiterkeit verſetzt hatte, 
konnte dem Miniſter nicht ſchwer werden. Er beſchränkte ſich denn auch 
auf eine kurze Replik, welche abermals den lebhaſteſten Applaus zur Linken 
hervorrief und wies beſonders die Verdaͤchtigung zurück, daß die Re⸗ 
gierung die roi-disant-Conſervatiben ſyſtematiſch verfolgt. Wir haben, 
ſagte er, uns nur an eine Thatſache zu halten, welche aus dem Willen 
der Nation hervorgegangen iſt. Das Land weiß, wer wir ſind und 
wohin wir wollen. Wir wollen eine verföhnliche, verſtändige Republik, 
welche allen geöffnet ift, eine liebenswürbige Republik, um den Aus⸗ 
druck eines berühmten Redners (J. Simon) anzuwenden. Wir werden 
auch Herrn de Caſtellane aufnehmen, wenn er als ordnungsliebender 
und verſtändiger Mann zu uns kommt. Zum Schluſſe brachte Bar⸗ 
dour eine Tagesordnung ein, wodurch die Kammer ihr Vertrauen zu 
dem Miniſterlum ausspricht. Sie wurde mit 343 gegen 0 Stimmen 
angenommen: de Caſtellane und feine Freunde hatten es vorgezogen, 
ſich der Abſtimmung zu enthalten. — Im Uebrigen auch war die 
geſtrige Sitzung der Kammer inhaltreich. Man votirte unter Anderem 
den Credit für die nach Philadelphia zu ſchickenden Arbeiter und 
Schullehrer (125,000 Franken), und man verfügte eine Unterſuchung 
in Betreff der Wahl des Grafen du Demaine im Bezik von Aolgnon. 
Claude verlas einen Bericht über die Unruhen, welche gelegentlich dieſer 
Wahl in Cavaillon ſtattgefunden und bei welchen Gambeita beinahe 
gefteinigt worden. Der Berichterſtatter legt alle Verantwortung für 
dieſen Tumult den Behörden und dem damaligen Präfecten von 
Vaucluſe, Donſieux, der ſeildem abgeſetzt worden, zur Laſt. 


+ + 
Provinzial-Zeitung. 
Breslau, 23. Mai. Angekommen: Se. Durchl. 7 — von Hatzfeld⸗ 
Trachenberg, freier Standesherr a. Trachenberg. — Graf Hugo v. Reichen⸗ 
bach⸗Goſchütz, Ober⸗Erb⸗Jaͤgermeiſter und Kammerberr a. Gr.⸗Schönwald. 
— v. Hagemeiſter, Regierungspräſident a. Oppeln. (Frmobl. 
DO [Die Einweihung des Grabdenkmals Theodor Oelsners.] 
„Wir hätten gern den Lorbeerkranz 
Ibm lebend um das Haupt gewunden, 
Hat er ja für der Heimath Glanz 
m Leben wahr und tief empfunden. 
br galt ſein Schaffen, galt ſein Sinn, 
ein arbeitsvolles Leben, 
Und hüllet heut das Grab ihn ein, 
Mög es ihr Geiſt umſchweben. 
Den Lorbeerkranz von der Freunde Hand 
1 Ibm weiht das Schleſiſche Heimathland. y 
Mit dieſen Worten legte geſtern Staatsanwalt v. Uechtritz den grünen 
Lorbeer auf das biumengeihmüdte Grab Theodor Oelsners, das von 
den Freunden des Dahbingeſchiedenen geſliſtete Denkmal im Namen 
des Comites den Hinterbliebenen des theueren Todten in aller Form 
übergebend. Senior Treblin hatte den feierlichen Weihe⸗Act, 
zu dem ſich die Freunde des Mannes, deſſen treuem und bingebendem 
Wirken die Feier des Tages galt, zablreich auf dem St. Bernhardin⸗Kirchhof 
eingefunden. Durch eine Anſprache eingeleitet, welche in würdiger Weiſe in 
kurzen Zügen ein Lebensbild des Dabingeſchiedenen entwarf, an den die 
Erinnerung in unſeren Herzen fortleben wird, ſo lange wir alhmen, und 
der ſich ſelbſt in den ſein Seelenleben in ſeltener Klarheit und Wahrheit 
wiederſpiegelnden Liedern ein unvergängliches Denkmal geſetzt. — Der Grab⸗ 
ſtein, mit dem die Verehrung der Freunde den Leichenhügel des Verſtorbenen 
geſchmückt und der nach einer Zeichnung des kgl. Bauralb Lüdecke bergeitellt 
iſt, trägt die Inſchrift: 
„Theodor Oelsner, 


„Redacteur der Schleſ. Provinzialblätter. 
„Geboren den 5. Aug. 1822, geftorben den 20. März 1875. 
„Dem treuen Sohne Schleſiens, 

„dem echten deutſchen Manne, 

„dem unermüdlichen geiſtigen Arbeiter 
ſeine Freunde.“ 


O Waldenburg, 22. Mai. [Unglüdsfall.] Heute Vormittag 11 Uhr 


ſtürzte ein bei dem Aufbau eines 4. Stockwerkes bei dem Hotel zum ſchwarzen 
Roß bierſelbſt beſchaftigter Arbeiter aus einer Höhe von 4 Stock zur Erbe. 


rr r Dat ze re ec a a * 2 
rr 2 * wer) * Be 


x 
5 
* 
9 
9 

— 
* 


Außer innerlichen ſchweren Körperverletzungen endete ein Genickſturz ſofort E 


das Leben des Verunglückten. 


J. P. Aus der Grafſchaft Glatz, 22. Mai. [Handwerker⸗Fortbil⸗ 


dungsſchule. — Zum Verkehr. — Witterung.] In Glatz wird die 
projectirte Handwerker⸗Fortbildungsſchule den 1. October c. eröffnet werden. 
Der Etat für dieſelbe iſt auf 2037 Mark feſtgeſtellt worden. Hierzu gewährt 
der Staat einen Zuſchuß von 951 Mark; die übrigen 1086 Mark, einſchließ⸗ 
lich 135 Mark Beleuchtungs⸗ und Beheizungskoſten, werden aus der ſtädti⸗ 
ſchen Kämmereikaſſe beſtritten. Die Anzahl der Lehrlinge beträgt ca. 240, 
welche in 3 Parallel⸗Abtheilungen in wöchentlich 6 Stunden, und zwar bis 
zum 18. Lebensjahre unterrichtet werden ſollen. — In Reinerz iſt das Bad 
am 7. d. M. eröffnet worden. Am 19. wies die amtliche Fremdenliſte be⸗ 
reits 31 Familien mit 40 Perſonen nach. Die Bade⸗Muſik hat geſtern be⸗ 
gonnen. — Während in früheren Jahren die ſog. Badepoſt ſchon am 
15. Mai eingerichtet wurde, wird fie dieſes Jahr erſt mit dem 1. Juni 
eröffnet werden. Die Bewohnerſchaft fühlt ſich für dieſe beſondere Be⸗ 
rückſichtigung ebenſo zum Dank verpflichtet, wie für die 
unter welchen die Errichtung einer Telegraphenſtation in Bad Reinerz 
genehmigt werden ſoll. — Zwiſchen Bad Landeck und Glatz courſirt ſeit 
dem 15. d. Mts. täglich ein dem Haus⸗ und Fubrwerksbeſitzer A. Harbig 
gehöriger Omnibus, der aus Bad Landeck früb 6% Ubr Seighen 
in Glatz um 0% Uhr Vormittags (zum Anſchluß an den nach Breslau 
abgehenden Perſonenzug Nr. 90) eintrifft, vom Babnbof daſelbſt um 2 Uhr 
Nachmittags (nach Ankunft des Perſonenzuges Nr. 89 aus Breslau) die 


Rückfahrt antritt und um 5% Uhe Nachmittags in Landeck eintrifft. Das 


abrgeld beträgt pro Perſon 1 M. 50 Pf. — Im Anſchluß an meinen Be⸗ 
5 . 19. d. tbeile ich Ihnen beute noch mit, daß das Schneetreiben 
an dieſem Tage bis gegen Abend anhielt, die Durchſchnittstemperatur nur 
+ 2,6 Gr. betrug, daß ferner das Thermometer am 20. früh 4 Uhr 1 Gr. 


Bedingungen, 


Kälte bei NO. 1 anzeigte, ein ſtarker Reif die Fluren heimſuchte und daß 


daher ſehr viele Pflanzen und Blüthen erfroren find. Geſtern ftieg die Tem: 
1 Wie 1 + 13,2 Gr. erſt bei ſüdweſtlichem, dann bei nordweſi⸗ 
lichem Winde und ziemlich heiterem Himmel. Heute früh zeigte das Thermo⸗ 
meter wieder nur + 2,2 Gr. bei SW. 1, Nachmittags 2 Uhr jedoch 
+ 14,2 Gr. Uebrigens gleicht die diesjährige Frühjahrswilterung ſehr der 
Witterung, welche wir in alten Chroniken von den Jahren 1785 und 1794 


verzeichnet finden. Im letztgenannten Jahre war ſogar noch an den Pfingſt⸗ 5 


feiertagen die Kälte ſo groß, daß im Rieſengebirge die Beſitzerin der Baude 


am Kl. Teiche das für dieſe Jahreszeit ſeltene Schickſal hatte, zu erftieren. 


787%, Hahn ſche Effectenbank —, Reichsbank 154%, 
Hell. erg 


| amburg, 22. Mai, 
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Bereinsbank 117% 
Internationale Bank 85% , Amerikaner de 1885 96%, 


Umſat 8000 


ſtieg beträchtlich. 


Speculationteffecten ſetzten gegenüber den 


in ſteigender Richtung, 
mandit 


N 


ei. [Eifenbahmunfalt.] Heute früh beim Hans 


ig, 22.M 
32 8 Ubr 54 Minuten von bier 
Zuges der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn gerieth 
zwiſchen die Puffer zweier Wagen, woſelbſt ihm der Kopf derart zerqueiſcht 
wurde, daß dadurch ſein augenblicklicher Tod erfolgte. Der Verunglückte 
binterläßt eine Frau und ein Kind. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
5 ale Develo 

Peſt, 22. Mai. Der Budgetausſchuß der Reichs ratbsdelegation 
ſtellte den Titel 16 des Ordinariums des Reichsbudgets, (Gente: 
weſen, Militär⸗Baudirection) mit 2,100,000 Fl., mithin mit 
einem Abſtriche von 25,351 Fl., ein. Bei der Poſt „Militärſtellver⸗ 
treter⸗Fonds“ beantragt Dähmel, einſchließlich der Capitalszinſen 10 
Millionen des Capitals aus dieſem Fonds in die eigenen 
Einnahmen einzuſtellen. Dagegen ſprechen mehrere Redner. — 
Graf Andraſſo bemerkt, daß über die Nützlichkeit der propo⸗ 


nirten Maßregel bezüglich der Erleichterung der Steuerträger 
die Anſichten getheilt ſeien, er weiſt darauf hin, daß 
der Stellvertreter : Fonds in Augenblicken des Bedarfes die 


Geldmittel, zur Aufbringung, bevor dieſelbe von den conſtitutionellen 
Factoren votirt ſind, bedeutend erleichtere. Außerdem könne es keinen 
guten Eindruck machen, wenn ein Staat alle ſeine Capitalien zur 
Beſtreitung der currenten Bedürfniſſe aufzebrt. Er müſſe ſehr ent: 
ſchieden allem entgegen treten, was den Schein trägt, als ob die 
Monarchie nicht im Stande wäre, die zur Erhaltung der Wehrkraft 
nothweudigen Laſten zu tragen. Der Antrag Daͤhmel's wird mit 10 
gegen 8 Stimmen abgelehnt, worauf Sturm im Namen der Mino⸗ 
rität ein Minoritätsvotum anmeldet. 

Brüſſel, 22. Mai. Bei den Wahlen zu den Provinzialräthen 
haben die Liberalen in Antwerpen und Nivelles, welche bisher durch 
clexicale Mitglieder vertreten waren, den Sieg davongetragen. Es iſt 
daher wahrſcheinlich, daß auch bei den am 4. Juni ſtattfindenden Er⸗ 
gänzungswahlen zur Deputirtenkammer die Liberalen die Majorität 
erhalten werden. 


London, 22. Mai. Die Ottomanbank if aus Kairo telegraphiſch 


angewieſen, den fälligen Coupon der Iprocent. egyptiſchen Anleihe von 


1867 einzulöfen, 

London, 22. Mat. Unterhaus. Disraeli erklärt auf Anfrage 
Campbells, ob es wahr ſei, daß England ſich außer Stande geſehen 
habe, den Vorſchlägen der Nordmächte hinſichtlich der Orientfrage bei⸗ 


zupflichten, er glaube, daß die Vorſchläge noch nicht formell der Pforte 


mitgetheilt ſind, es ſei daher noch unmoͤglich, dieſelben dem Parlamente 
vorzulegen. 


London, 22. Mal, Nachts. Im Oberhaufe erwiderte Derby auff N 


die Anfrage Granville 's, das Cabinet verſagte nach reiflicher Weber: 
legung den Beitritt zu den Vorſchlägen der Conferenzmächte. 


i Tonuvſe und Börſennachrichten. 
8 


Paris, 22. Mai, Abends. [Schlußcourſe.] Zpet. Rente 68,05. 
Frankfurt a. M., 22. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcourſe.] 


Londoner Wechſel 204, 35, Pariſer Wechſel 80, 97, Wiener Wechſel 169, 40, 


Boöhmiſche Weſtbahn 152½, Elifaberhbahn 121, Galizier 162 , Frans 
oſen“) 219%, u Nordweſtbahn 107%, Silberrente 58%, 
- Bapierrente 55%, Ruſſ. Bodencredit 86%, Ruſſen 1872 98, Ruſſ. An: 
leihe — —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 99%, 1864er 
Looſe 272, 00, Creditact.“) 113, Deft. Nationalb. 698, 00, Darmſt. Bank 
103%, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein 81%, Frankfurter 
Wechslerbank 767, Deutſch ⸗öſterreichiſche Bank 90%, Meininger Bank 
Continental —, 
100, Oberheſſen 72%, Ungariſche Staatslooſe 143, 


00 


. alte 84%, do. neue 81%, Central⸗Paciſic 92%, Türken —, 


do. a N 
; Hag Oſtb.⸗Obl. IL. 60. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 


t, wenig belebt. 
Nat Schlaß der Börſe: Credit⸗Actien 113%, Franzoſen 219, Lom⸗ 


barden 63%, 1860er Looſe —, Eliſabethbahn —, —, Franz⸗Joſefsbahn —, 


Galizier —, Ungar. Staatslooſe —, —. Reichsbank —, Darmſt. Bank —. 
* Per medio reſp. per ultimo. 

Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
r.⸗A. 114%, Silberrente 59, Creditactien 113½, Nordweſtbahn —, 
1860er Looſe 99%, Franzoſen 547%, Lombarden 157, Italien. Rente 70%, 
Laurahütte 58½, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſton 
—, Norddeutſche 127, e 54, 
Köln⸗Mindener St.⸗A. 

102%, Rheiniſche Eiſenbahn do. 118%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 85, Disconto 


. —, Provinzial⸗Disconto —, 


2% Ct. — Sehr feſt. 


Hamburg, 22. Mai, Nachm. [Oetreidemarkt.] Weizen loco feſt, auf 


Termine flau. Roggen loco feſt, auf Termine matt. Weizen pr. Mai 221 
Br., 219 Gd., pr. 
85 Mai 158 Hr., 


Juli⸗Auguſt pr. 1000 Kilo 217 Br., 216 Gd. Roggen 
157 Gd., pr. Jude a pr. 1000 Kilo 156 Br., 155 
Hafer ruhig. Gerſte feſt. Rüböl ftil, loco 65, pr. Mai 65, pr. 
Oetbr. pr. 200 Pfd. 64%. Spiritus ruhiger, pr. Mai 35%, pr. Juni Juli 
36%, per Juli⸗Aug. 37%, per Sept.⸗Oct. per 100 Liter 100% 38%. Kaffee 
feſt, Umſatz 5000 Sack. Petroleum behauptet, Standard white loco 12, 25 Br., 
12, 10 Gd., ver Mai 11, 90 Gd., per Auguſt⸗December 12, 50 Gd. 
— Wetter: Warm. . 
Liverpool, 22. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] (Anſangsbericht.) 
. 1225 — Ballen. Unverändert. Tagesimport 4000 B., 
davon . amerikaniſche. . 
Liverpoel, 22. Mai, Nachmittags. [Baumwolle.] N e 
Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. — 
alt. Amerikaner auf Zeit zu niedrigſten Preiſen vom letzten Sonnabend 


Middl. Orleans 6%, middl. amerilaniihe 6%, fair Dbollerah 4% 
mibol. far Werler 4 %, good middl. Dhollerah 3%, middl. Dpolleral 


 Werläufer, 


37, fair Bengal 4, good fair Broach —, new fair Oomra 4%, good 
Ron Domra 4%, fair Madras 4, fair Bernam 6%, fair Smyrna 5%, 


fair Egyptian 6. 


Berlin, 22. Mai. Die Börſe befand ſich beute in beſſerer Stimmung 
und überwand leicht die etwas abſchwächende Wirkung einer Depeſche, welche 
meldete, daß der Sultan den Vorſchlägen der drei Kaiſerreiche nicht zu⸗ 
ſtimmen wolle. Das geſchäftliche Leben gewann an Ausdehnung und nahm 


in einzelnen Fällen auch einen ziemlich animirten Charakter an, auch konnten 


die Courſe der in Verkehr getretenen Effecten faſt ſämmtlich mehr oder 
weniger belangreiche Erhöhungen durchſetzen. Vorzugsweiſe beſchaftigte fi 
die Börſe mit den einheimiſchen Eiſenbahn⸗Actien, die zum Theil recht leb⸗ 
dafte Umſatze erfuhren. Das Hauptintereſſe nahmen, zufolge von Dividen⸗ 
dengerüchten, Halberftäbter für ſich in Anſpruch. Die Mittheilungen über die 
Dividende ſprachen einerſeitz bon 424, andererſeits von 6% ; der Cours der Actien 
8 10 f a ich Age Be om mit ber 1 

n, die Deportſaätze laſſen ſich jedoch noch nicht firiren, nur für Disconto⸗ 
. eile ſtellte ſich der Deport auf 2 %. Die internationalen 
onnabendcourſen mit kleinen 


auch die leichten Papiere dieſer Gattung fanden beſſere Beachtung. Von 
Prioritäts⸗Stammactien zeichneten ſich ebenfalls Maadeburg⸗Halberſtädter 
aus. Bankactien im Allgemeinen etwas gedrückt, Preuß. Bodencredit feſt, 


Centralbank für Induſtrie ſteigend, Hannoverſche Bank belebt und höher,? 


Geraer Credit und Ritterſch. Privatbank in regem Verkehr, Deſſauer Lan⸗ 
desbank und Meininger Hypothekenbank niedriger, Deutſche Handelsbank ſehr 
angeboten, Leipziger Credit und Antwerpener Centralbank weichend. Indu⸗ 
ſtriepapiere meiſt geſchäftslos, Continental⸗Pferdebahn bei lebbaftem Geſchäft 
weſentlich höher, Große Pferdebahn und Viehhof anziehend, Berl. Bauvereins⸗ 
bank matt und angeboten, Germania ſteigend, Norddeutſcher Eiſenbahnbed. 
und Oberſchleſ. Eiſenbahnbed. beliebt, Donnersmarck ſehr belebt, Bonifacius 
anziehend, Centrum matter. — Um 2% 
den 126, Franzoſen 439, Reichsbank 1 isc.-Comm. 111%, Dortm. 
Union 6%, Laurahütte 59%, Köln⸗Mindener 10244, Rheiniſche 118%, Ber: 
giſche 84%, Rumänen 19%, 60er Looſe 99, 


Berlin, 22. Mai. [Productenbericht.] Der heutige Markt war in 
Folge der Ausſicht auf fruchtbares Wetter ſehr flau. Roggen auf Termine 
bat im Werthe ganz beträchtlichen Rückschritt erfahren; loco blieb Kaufluft 
zurüddaltend, und es it wenig Waare umgeſetzt. — Roggenmebl niedriger. 
— Weizen rückgängig, Umſatz ziemlich belebt. — Hafer loco und auf Ter⸗ 
mine matt. — Rüdöl matt und etwas billiger verkauft. — Spiritus hat ſich 
ee des Marktes ziemlich gut behauptet und iſt erſt zum Schluß etwas 
ermattet.. 

Weizen loco 198—238 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
elber — ab Bahn bez., vr. April⸗Mai 214—214½— 213 Mark bez., pr. Mais 
uni 214—214½ —213 M. bez., pr. Juni⸗Juli 214—214½ 213 M. bez., 

pr. Juli⸗Auguſt 217—217%— 216% M. bez., pr. Auguſt⸗September — M. 
bez., pr. September⸗October 218—218½4—218 Mk. bez. Gekündigt 5000 Etr. 
Kündigungspreis 215% Mk. — Roggen locb 157—180 Mk. pro 1000 Kilo 
nach Qualität gefordert, ruſſ. und poln. 158—161 Mark bez., inland. 174 
bis 177 M. bez., ſchwediſcher — Mark, defect ruſſ. 140—145 Mk. ab Bahn 
bez., pr. Frübjabr 160— 159 Mark bez., pr. Mat⸗Juni 159%%—160— 158% 
Mark bez., pr. Juni⸗Juli 158 158 —157% Mark bez., per Juli⸗Auguſt 
158—158% —157½ M. bez., per Auguft:September — Mark bez., vr. Sep: 
tember⸗October 160 —1614—160½% Mark bez. Gekündigt 13,000 Ctr. 
Kündigungspreis 160 Mark. — Gerſte loco 144—183 Mark nach Qua⸗ 
lität gefordert. — Hafer loco 150 —195 Mark pro 1000 Kilo nach Qua⸗ 
lität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 166—186 Mark bez., ruſſiſcher 156 
bis 186 Mark bez. vommerſcher und medienburgifher 187 —190 Mark bez., 
böbmiſcher — Mark, ſchwediſcher 187—190 Mark ab Bahn bez., pr. ab 


Spiritus loco „ohne Faß“ per 10,000 pCt. 49,8 Mark bez., ab Speicher 
— W. bez., „mit Haß“ pr. April⸗Mai 49,4—6—4 Mark bez., pr. Mai⸗Juni 
49,4—6—4 Mark bez., pr. Juni⸗Juli 49,4—6—4 Mark bez., vr. Juli⸗ 
Auguſt 50,50—4—2 Mark bez., pr. Auguſt⸗September 50,8—51,2—51 
Mk. bez., pr. Sept. October 51—51,4—1 M. bez., per April — bez. Ge⸗ 
kündigt 150,000 Liter. Kundigungssreis 49,5 M. 


22. Mai, 94 Uhr Vorm. Am beutigen Markte war die 


Breslau 
Getreide ſehr ruhig, bei ausreichenden Zufuhren und unver⸗ 


ren a 
nderten Preiſen. 
Weizen, bei ſtärkerem Angebot matter, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 17,50 bis 20,00— 21,70 Mark, gelber 17,20 — 19,50 — 20,40 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. f 
Roggen, zu etwas ermäßigen Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 
14,50 15 80 bis 17,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 13,00 bis 15,00 —16,00 Mark, 
weiße 16,50 —17,20 Mark. i € 
Hafer gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 17,40—18,50 bis 19,40 Mark, 
feinſter über Notiz. j 
Mais ſchwach zugeführt, per 100 Kilogr. 11,50—12,30 Mark. 
Erbſen gut preishaltend, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. 
Bohnen ohne Umſatz, per 100 Kilogr. 14,80 — 15,80 — 16,50 Mark. 
Lupinen unverändert, per 100 Kilogr. gelbe 10,00 bis 11,50 Mark, 
blaue 10,00 —11,50 Mark. R 
Wicken blieben vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 16,80—17,80—18,80 Mt. 
8 elſaa 2 2 in 8 bl 6 8195 
laglein mehr beachtet. 
7 Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat 27 22 — 22 
Winterraps 2 


50 


Winterrübſen 26 — 25 25 
Sommerrübſen .. 28 50 27 50 26 — 
Leindotter 26 — 2 


8 

Bon 7 — 5 behauptet, pr. 50 Kilogr. 7,30—7,60 Mark, pr. Sep⸗ 
tember⸗October 7, ark. f 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20—9,70 Mark. 

Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 50—58—60—63 Mark, 
weißer pr. 50 Kilogr. 58—60—62—66 Mark, hochfeiner über Notiz. 

Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 36—39.—42 Mark. 

Mebl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein alt 30,50—31,50 
Mark, neu 28,25— 29,25 Mark, Roggen fein 27,00.—2750 Mark, Hausbaden 
erg Rat, Roggen⸗Futtermehl 9,75—10,75 Mark, Weizenkleie 7,75 
bis 8, ark. 1 


[Zeitſchrift für Gewerbe, Handel und Volkswirthſchaft.] Organ 
des Oberſchleſiſchen Berg: und Huͤttenmanniſchen Vereins. Inhalt: Ge⸗ 
ſetzgebung, Verwaltung: Berichte über die Eiſeninduſtrie. Erkenntniſſe des 
Reichs⸗Ober-Handelsgerichts, betreffend ſtrafproceßliche eſtſtellung von Ent⸗ 
ſchädigungs⸗Verbindlichkeiten und betreffend die Erſappflicht der Eiſenbahnen. 
— Bericht der Budget⸗Commiſſion des Hauſes der Abgeordneten, betr. die 
Ueberſicht über die Verwaltung der fiscaliſchen Bergwerke, Hütten und Sa⸗ 
linen 1874. — Die Auappſchaftsbereine Preußens 1874. — Production, 
Handel, Verkehr: Ueberſicht über den Verkehr der Breslauer Banken. Saar: 
brüder Kohlenverkehr. Preußens Bergbau und Salzgewinnung 1875. 
Oeſterreich⸗Ungarn: Ausgleich mit Ungarn; Montanbericht. Silberpreisfrage. 
Englands und Deutſchlands Concurrenz im Kohlenabſatz. Jena Kohlen · 
markt. Norwegen: Montan⸗Production und Verkehr. — Literatur. — Deut⸗ 
e e Jahresberichte der Fabrik⸗Inſpectoren für 1875. — 

neigen. 


Meteo rologiſche Beobachtungen auf der Eönigl, Univerſitäts 
BR Len dc zu Breslau. f 


Avancen ein und erweiterten die Differenz im ferneren Verlauf der Börfe. Mai 22. 23. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
o daß Oeſterr. Creditactien und Lombarden mit einer Steigerung von 5 M. Luftdruck bei o 332% 59 331%%86 330%69 
chließen. Wir möcten bei Lombarden die Erhöhung mehr auf Rechnung Luftwärmͥ + 118 + 92 6,5 
von Deckungen ſetzen, als auf die neueren Nachrichten aus Rom ꝛc. Über die Dunſtdrucfk 2,17 2.69 2494 
ſchwebenden Verhandlungen betreffs des Uebergangs der Bahnen an das Dunſtſättigung 40 pCt. 60 pCi. 83 pCt. 
italienifhe Reich. Deſterr. Staatbahn blieb emnachlaſſat und hielt ſich ſtets Wind Wi - 1 11 
unter dem Coursſtande dom Sonnabend. Oeſterr. Nebenbahnen zeigten ſich[ Wetter ROTER bedeckt. trübe. bezogen. 
Die localen Specula⸗ Wärme der Oder 7 Uhr Morgens + 90,6. 


er, Galizier zogen etwas im Courſe an. 
fans — . — mäßig umgeſetzt, Laura⸗Actien bewegten ſich 
Dortmunder Union ſehr ſtill, Disconto⸗Com⸗ 
11,25, ultimo 110,40 —111,25— 111, Dortmunder Union 6,25, 
Laurauhütte 59, ultimo 58%4—59%. Ausländiſche Staatsanleihen 
ten mit unveränderten Notirungen eröffnet, dann aber ſteigende 
— eingeſchlagen, die Umſätze blieben aber meiſt belanglos. 
— Fallen — — gut a e 8 * N 2025 
aliener ig, ruſſi Werthe „Bodencredi 7 
Prämienanleihen er angeboten. Preußſſche und andere deutſche Staats⸗ 


zum Kellner, ſpießte ruhig den Biſſen auf die „ 


Breslau, 23. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 10 Cm. UP. — M. 82 Em- 
— — — — — — — 


Ein Probebiſſen. inem böchſt feinen Berliner Reſtaurant be⸗ 
belle fit 7 2 5 Bea Man brachte ihm auf elegantem Teller 
das Gewünſchte, aber in äußerſt kleinem Format. „Warten Sie = fagte er 
ing an D 
beſah ihn e und genau und ſagte dann: „ tig! Von dieſer 
Sorte Mai können Sie mir ein Beeſſteak machen laſſen.“ 


Uhr: Feſt. Credit 227%, Lombar⸗ rä. 
e 


| Ip Ar im R rg unbelebt. eiten ene int „Eu, In ter a e 
. Bagel der ban esche die Tout he Fl 1 die e fondern | — 


W * 7 
‚msterdamiV0FI.; 8 T 43 16,20 ba 
do, do. 2 M. 4 188.40 b Divid. pro] 1874 2 
ondon 1 Letr. 3 K. 2 26% Aachen - Mastricht,| 1 — 14 | 22,50% bz | 
Paris 100 Frca. .|8 T. 4 | #090 bz Märkische, .| 3 a 4 | 84,10 br 
*etersburg100SR.| 3 K 6½ 204 1 ba Berlin-Anhalt . 8% |8 4 105.75 50 
®arschau 100 8k. 8 T. 0% 8.10 bz Berlin-Drosden . 5 — 5 12:20 b2& 
#icn 100 FI. 5 ir 108,10 dz — . 12% - N Be — 
aaa 68, Berlin-Hamburg, . 1 
2 n e 
Fonds- und — 184,50 Berlin Stalin 17. 2 N 1 8 
ants-Anldtuconsol the br Beba. Wesbehn 3 | 5 |8 | 76,20 b 
2 ele 20 b I Breslan-Freib.. . 7% | 6% 4 78.50 b20 
ätante-Schuldscheine, 3% 13146 K In-Min 5 4 [16225 ba 
Anleihe, Cn 4 0210 b. do, Lic 5 ? |8 f 10086 br 
Berliner Stadt-Oblig. 4102.10 bi ourbaven. Eiscnb. 8 e 
renner 3% 8406 8% Se Boden 4 4 bıB 
e eee h y Gal Carl-Ludw.-B; 6 ji | 81,50 ba 
3 . 4 me 40 Halle-Sorau-Gub. 9* 9 ia „25 ba 
Schlesisc hoo = ver- m 0 
Kur- u. Neumark. 1 760 b= — — 9 E422 
2 91,75 bz erberg| 5 5 | 41.19 b 
3 Pommerache 4 5 Kronpr. Rudolfb. 5 4 5645. 0 
E Pesen scho 4 86.76 bs Lud -Bexb, 3 9 ls 176.25 be 
3 reussische . 4 19689 bz Märk.-P, 1 N e ls | 2275 ma 
8 }Westfäl. u. Rhein. 4 | 96.25 bz Magdob, -Halberst.| 3 — 4 I80" me 
3 [Sächsische „.... 4 | 98,70 b Hagdeb.-Lei zig. 14 14 4 br 
Schlesische, . .... 18 6 else, Las Tassen 
Zadische Präm.-Anl, 4 118,84 bz Mainz-Ludwigsh. 6 6 99.80 526 \ 
Saierische 4% Anleihe/4 /122,25 ba Niederschl. 5 4 7. % 97.75 58 
Söln-Mind, Prämiensch 34, |109,70 bs nn . 12 100 5 N Eu 
— o. B. 41 14730 
Curk. 40 Thaler-Loose 256 by R Oesterr- Fr. Ut. N. & 121 1 
Badische 38 FL-Losse 135,50 bz Oest. Nordwestb, 8 5 3 n; 2 
Draunschw. Präm.-Anleihe 82,90 bz Oest.Südb.(Eomb,) 1% — 4 122.26 80 bs 
Oldenburgar Loose 135.60 ba Ostpreuss. Südb, .| 0 © Js |27 0 
re Bechte-O.-U.-Bahn| g 6% 102.25 b 
Yucaten — — Fremd. Bin, 99,85 ba Refchenberg-Pard.] 4 % 4% 4016 ba 
I wer. 20,49 bz JjeinLi.Leip, — — einlache . 8 — 4117.80 bz 
Japoleons 16.20 eb Oest. Bkn. 169,75 bf a0. Lit B. (4% gar.) 4 a 4 4 
imperiala 16,65 [Kuss. Bin, Rhein-Nahe-Bahn | 0 0 „ | 1450 536 
Dollars 4,18 G I Rumän, Eisenbahn 8 — 14 193 26 
Schweiz West 2 1 17,30 br@ 
Hypstheken-GCertifioate. Stargard -Posener) 4 4 14%1101.20 bz 
ache Partial-Obl.s 102.10 bad ringer Lit. A.| 7 8% „ 110 Hs 
Unkb. Pid. d. Pr. Hyp.-B. 4% 80 bz@ Warschau-Wien, 10 — 1 195,50 d 
do. do. 5 110026 bz& 
Deutsche NN en a nn 
do, 0. 0. 
Tündbr. Cent.-Bod.-Or. 4% 100,23 Elsenbahn-Stamm-Prioritäts- Autien. 
Inkünd. de. (187% 1% bz . 41 1 
do, rückzb. & 1105 10740 B Berlin-Görlitzer , . — 
& do. do, b b rein oheuere . > * = 
ee „Bä.-Ord.B —— reslan-Warschau En 
N48. Rin do. 5 103,3 bac IHalle-Sorau-Gub. 0 5 — — 
Kündb. Hp. Schuld. do. 5 109, G e ee 8 4225 b. 
yr. Auth. Nord.-G. C. B 0 101,25 bg ohlfurt-Falkenb, | 2% | — 5 | 14 de 
do. do. Pfandbr, 5 101. b  |Märkisch-Pasener | 9 EN | sun 
eomm. Hyp.-Briete. 9 2 — 1 35 25 * — 
ee en ls 110934 6 Ostpr. Südbahn...| 3% ( 3 | 5,75 ba 
40. d. Em. 5 |107,50 bz — re 0 ee ine 
4e.5%PL.rkzibr.m.110|5 162,28 bz nn * en 
age dis Fb , n feen 222124 10 8 | 20 
Meininger Präm.-Pfdb. 22 
Oest, Silberplandbr. 5 — — Weimar-Gera,.|ü | 24% ß | 30 526 
40. Hyp.-Crd.-Pfäbr. 5 | — 
tab. d. —— a0 * 
Lahles. Bodencr.-Pfdbr. ö 
8 1 * Pre Bank-Paplore. 
südd, Bod.-Ored.-Ffdb. 6 |11,50 b Ang. Deut. Hand.-G. 5 2 8 lee — — 
de, do, 4 98 0 Anglo Deutsche Bk. 0 2 184 6 
#ioner Silberp: 7. 8% — Berl. Kassen-Vor. 18½ 177 17020 bı@ 
: Berl. Handela.-Ges,| 7 6 |4 | 65,20 526 
Ausländische Fonds. do.Prod.u.Hdle-B. 10% | 9% |t | 83.10 @ 
dest. Bilberrento, „ 4% 58,80 ba Braunschw. Bank. 7 56% 1280 B 
(11.1.7. u. 1. l. l. lio-) 1. l. 10-58, 80 b Bresl. Disc.-Bank | 4 2 | | bee 
do. Papierrente, . 4% 55,40 bz Bresl,Maklerbank 0 0 114 —— 
Hallo Pri. 42 l. . 55.60-|Bresi.Makl.Ver.-B.| 4 wir 
& r Pram.-Anl. .4 | 96 B (700BjBrosl, Wechslerb. 24 41 le ö 
do, Lott.-Anl. v. 60, |5 90 bzB Coburg.Ored.-Buk. 4 21, 1 6. 7 0 
de, Oredit-Looso . 309,80 b. Danziger Priv.-Bk.| 8 7 1 rl 0 
de. 64er Loose . — 270 bı& Darmst. Creditbk. 10 6 4 103,18 b 
Auss, Präm.-Anl. v. 6415 [181,10 bs Darnıet, Zettelbk.] 6% | 5%, 4 | 95 bı@ 
do. do. 18665 178,80 b Deuteche Bank . . 8 3 |t 80 vr 
do. Bod.-Ored.-Pfdbr.|5 | 86,75 bı@ do. Reichsbank| — | — 418% bs 
40,Ceut.-Bod.-Cr.-Pfdb.|5 | 8750 @ do. Hyp.-B. Berlin] 7% 7% | 26 
@uss,-Poln. Schatz-ObL|4 | 56,25 @ Dise.-Comm.-Anth.|12 1 Is 113,25 be 
Pola. Pfndbr. III. 41 —— Gengssensch.-Buk. ] 6 5% 87% B 
e e eee er liheee | 
. ru f * . w 
do. 40. 18880 101,40 ban $Gotb. Grunderodb.] 9 8 „ 106,9 6 
do. 5% Anleihe. % 10 %% en jHamb. Vereins-. 11% | wi, ld |117 6 
französische Rente . 8 1 Hannov, Bank. . . 6 67/U1 [% fiel 80 ba 
ital, neue 5% Anleihe]5 | 71.16 bz Konigeb.Vor.- Bank 5 8% 4 | 80,55 bas 
Ital. Tabak-Oblig. . % 101.28 & Indw.-B, Kwilecki 8 1 60 et 
&sab-Grarerl00Thir.L. 4 | TI B Leipa, Cred,-Anst| 9% ⁴ -.. 4 112 K 
Zumänische Anleihe. 8 | 94,75 b Laxenburg. Bank 9 6% 10% b 
Türkische Anleihe. 6 10,300 bs Magdeburger do. 5% | ni, ( 104 K 
Ing. 5% St.-Kisenb.-Anl. s 68,40 bag Meininger do. 4 3 178660 eibı® 
Moldauer Lds.-Bk. 3 — (6 120 
„565‚... Pe Nordd, Hank 0 6 la 17 B 
F Nordd. @runder-B.| 9% | 9 978 ba 
4 8 2 5 1 1 — ER 
Oes rod.-Actien 224.59 * 
Eisenbahn-Priorltäts-Aotlen, — Prov. * 2 4 28.76 
Gerg-Märk. Surio IL, dl = — Pr.Bod.-Cr.-Act-B.| 8 8 4 | 9860 5 
40. en 37 85,80 8 Pr. Cent. Hod. rd. 80 9% 4 18 ben 
40. 40. LI. 4½ 98,85 0 äche. Bank.. + «1 10 % 1129,50 bz@ 
do. Hoss, Nordbahnſs 103 bzB Sächs. Cred.-Bank| 5 5 4 |816 
Serlin-Görlita,s....5 102.50 6 Schl. Bauk-Vereinf 6 58 (48376 6 
do. e 92.25 @ Schl. Vereinsbank| 5 4 4 87,50 ba 
40. Lit, O. . 4½ 88,90 bz Thüringer Bank, ‚| 8 5 47325 6 
W Lit. 2 Bar ar, Bank.. . 5% |o 4 | 46,75 bz 
0. 3 Unionsb, .| 5 
— 42 4 Wiener 2% 1a 102 6 
de, do. 6.4 — 
de, do. Hay] — — 
do, do, 2.4 0 b In Liquidation.) 
do, do, K. 4½% 80,10 brd Berliner B a Bi ua 6 
Sin-Minden III. Lit. A“ — — Berl. Bankverein 4% | 0 Ir 82,25 ba 
ho . LI. B. 4 — — Berl. Lombard-h.] 0 — ir. - 
do. . . . IV. 3 br Berl.Prod-Makl.-B.| @ — if. | — — 
do. V. 4 | 90,50 bag Barl. Wechsler.-E.] 0 — (c. 41,80 be 
dalle-Sorau-Guben ..|5 10080 bas FBr.-Pr.-Wechsl.-B.| 0 — E. oo 
Lannover-Altonbeken4½% — — do,Hand, u. Entrep.] 0 — I. — 
Posener „..|5 102 9 Centralb. f. Genos,| @ — ftr. 96,66 56 
L. M. Staatsb. I. Ser. 4 | 98 ba Deutsche Unionsb 3 6 lin | 77 b 
do. do, IL Ser.j4 | 95 bag Hannov. -Bk-| 0 81% er. 87,25 6 
4, do. Obl. I. u. II. 4 98 bad Hessische Bank 0 — ftr. 58 B 
. 40. III. Ser. 4 | 97 bz Ndrsehl. Cassenr.| @ — [. — — 
Oberschles. 4. ee Ostdeutsche Bank.| 8 — [. 1676 
40. .. 27 — — Pos. Pr.-Wechsl.-B.) 0 — [K. 
de, G. 4 DR Crodit-Anztalt| ® — 2 | 52 ba 
de, Dies. 4 86.00 Pr. Wochsler-Bnk;| 0 — r. A SE: 
E Rice. 14e G Schl, Contralbank 2 | — E 
. t 842 Ver- Ek. Caistorbl “ — l. 465 0 
do. H. 4101.30 
do, von 1 rn @ Industrie-Papiare, 
do. von 1873. — 
do. von 1874. 4% 98,10 b Berl Elsenb.-Bd-A. 3* I 7 
&0, Brieg-Neissc|4 71,25 @ en 4 
do, er eig J v2 ban 0. Taen e 8. — 
do. 0. 1 0 bz u = 
do,Btargard-Posen|4 3286 ban Norda,Gummifab.| 5% 8 
do. or = IL. Em. 4% — — \ a 4 5 
de. do. III. EN. 4 — — We«tond, Com.-G. 6 — 
do, MdrschlZwegb. a 76,90 bz 
Jetpreüuss, Büdbahn., 8 101.50 6 Pr. Hyy.-Vers.-Act. 18% | 18 
Ze Re- Oder Ufer. B. 314 — Bchles. Feuerverg. If 2» 
sehlesw, Eiserbabn . 4 in — 
2 5 ben Dortm. * N 
emnitz-Komotau „ |5 | 44,7 nion er 
—— WE 5 | 63,10 b Königs- u. Laurah. 10 — 
do. II. Emission . 8 413 8 chhammer, . ® - 
Brag-Dux. . . . . . . rg jrarlenhütte . 76 — 
dal. Carl-Ludw.-Bahn.|8 80 K oritehütte. % | — 
do. do, noue - 2780 550 . 1% 
£aschau-Oderberg. » + N to — 
Unt. Nordostbahn 18 r Schl. Kohlenwerke| 0 = 
Ing. Ostbahn 66 lbs Schi,Zinkh,-Action| 7 6 
(emborg-Czermowits Js 66,76 b. do, StePr-Ach| T6 
do, do. II. J5 > bz Farnowitz, Bergb,| @ 0 
2 do, 11.5 88,80 cba Vocwartzhütto. 1 — 
Aährische Grensbahn |5 | 61,56 @ 
Mähr.-SchL Oontralb. fr. 18 @ Baltischer LI ‚jo 0 
do. U. fr. — — resl. Bierbrauer.“ 0 0 
twonpr-Budolf-Bahn 0 | 67,10 bzG IBreel. E.-Wagend. 6% | 6% 
Nester. Franz en — vor, Oalfabr.| 6 3 
do, . ‚20 bzB Erdm, Spinne: 
40, südl. Staatsbahn s 223 bz Görlits, Eisenb.-B.| 2% | — 
do, neue 3 |227,90 Hoffm’s Wag. Fabr.] 0 — 
Obligationen,;5 | 74,10 ba 0.-Schl, Eisenb.-B.| 2 0 
Furschav-Wien II.. 6 |95 8 Schl. — 47 — 
do, III.. Ss 51,80 6 8. Act.-Br. (Scholtz) 0 — 
40. IV. . 8 8 de. Porzellan 0 — 
do, V. . 4 86 b Schl. Tuchfabrik 0 — 
lo, Wagenb.-Anst.] 0 0 
Bank-Discont 3½ »Ot, Schl. Wellw.-Fabr.| 0 = 
Tombard-Zinafnan l % pc. WilhelmabütteMA,| 4 2 
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